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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 27. März 2003 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Tadschikistan 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 

Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei internationaler wirtschaftlicher 
Betätigung ein erhebliches Hindernis für Handel und Investitionen dar. 
Durch das vorliegende Abkommen sollen derartige steuerliche Hin- 
dernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Tadschi- 
kistan besser abgebaut werden, als es nach dem im Verhältnis zur 
Republik Tadschikistan noch weiter geltenden deutsch-sowjetischen 
Doppelbesteuerungsabkommen vom 24. November 1981 (BGBl. 1983 
II S. 2) möglich ist. 


B. Lösung 

Das Abkommen vom 27. März 2003 enthält die dafür notwendigen 
Regelungen. Es entspricht im Wesentlichen dem OECD-Muster- 
abkommen. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkom- 
men die für die spätere Ratifikation erforderliche Zustimmung der 
Gesetzgebungskörperschaften erlangen. 


C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
Auswirkungen. Die Höhe der Mehr- oder Mindereinnahmen lässt 
sich nicht schätzen. Steuermindereinnahmen in einzelnen Bereichen 
dürften sich durch Steuermehreinnahmen in anderen Bereichen weit- 
gehend ausgleichen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den /!£,. April 2004 

der Bundeskanzler 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 27. März 2003 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Tadschikistan zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 


mit Begründung und Vorblatt. 


Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuflihren. 


Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 798. Sitzung am 2. April 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 


| 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 27. März 2003 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Tadschikistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 27. März 2003 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Tadschikistan zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 



Drucksache 15/2925 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern 
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits müssen gewisse, zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen deut- 
scher Steuern nicht mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe gewährt wer- 
den. Die Änderung des bisherigen Rechtszustands führt zu Mehr- oder Minder- 
einnahmen bei den vom Abkommen betroffenen Steuern von Bund, Ländern 
und Gemeinden. Die Höhe dieser Mehr- und Mindereinnahmen lässt sich nicht 
schätzen. Steuermindereinnahmen in gewissen Bereichen dürften allerdings 
durch Steuerverzichte der Republik Tadschikistan weitgehend ausgeglichen 
werden. Die Wirtschaft wird durch das Abkommen entlastet, da steuerliche Hin- 
dernisse im bilateralen Wirtschaftsverkehr beseitigt werden. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Tadschikistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


CornatiieHne 

Me>Kfly OeflepaTMBHoPi PecnyönnKoPi repiviaHkm 
m PecnyönnKOM Tafl>KMKMCTaH 
06 M3öe>KaHMM flBOMHoro Hanoroo6no>KeHkm 
B OTHOLUeHMM Ha/lOrOB Ha flOXOflbl V MMyiHeCTBO 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Tadschikistan - 

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen 
durch den Abbau steuerlicher Hindernisse zu fördern - 


sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1 ) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhe- 
bung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die für 
Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle 
Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen 
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Ver- 
äußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der 
Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszu- 
wachs. 

(3) Zu den zurzeit bestehenden Steuern, für die dieses Abkom- 
men gilt, gehören insbesondere 

a) in der Republik Tadschikistan: 

die Steuer auf Einkommen (Gewinn) juristischer Personen, 

die Einkommensteuer von natürlichen Personen und 

die Vermögensteuern bei juristischen und natürlichen Perso- 
nen 

(im Folgenden als „tadschikische Steuer“ bezeichnet); 

b) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer, 


OeflepaTnBHan PecnyönnKa repMaHnn 
n 

PecnyönnKa Tafl>KHKnciaH - 

>Kenan coflencTBOBaib pa3BHTnio skohomuhsckux 

B3anMOOTHOLueHnn nyieM ycTpaHeHus HanoroBbix npensTCT- 
bhh - 

cornacnnncb o HU>Kecneflytoi±(eivi: 

CTaTbfl 1 

flHLta, K KOTOpbIM 
npmvieHFieTCFi CornaweHne 

Hacromee CornaineHne npnivieHseTCs k nnpaM, KOTopbie 
flBnntOTCn pe3nfleHTaMn OflHoro nnn oöonx 

floroBapnßaiOLunxcs r ocypapcTB. 

CTaTbfl 2 

Hanorn, Ha KOTopbie 
pacnpocTpaHFieTCfl CornameHMe 

(1) HacTonmee CornaiiieHne npnMeHneicn k HanoraM Ha 

flOXOflbl H HMymeCTBO, B3HM3eMblM OT HMeHH 

floroBapHBaiOLuerocn rocypapcTBa, oahom M3 ero 3eMenb nnn 
OflHOTO M3 HX aflMHHHCTpaTHBHO-TeppHTOpkianbHblX 
0Öpa30BaHHM, He3aBHCHMO OT cnocoöa M MeTOfla HX B3HMaHHH. 

(2) HanoraMH Ha floxoflbi h HMymeCTBO cnmaiOTCH nioöbie 
Hanorn, KOTopbie B3HMaiOTCB c coBOKynHoro poxopa, 
coBOKynHoro mviyinecTBa nnn nacTen poxofla nnn HMymecTBa, 
BKnionan Hanorn c npnöbinn ot OTHy>KfleHnn flBH>KHMOro nnn 
HepBH>KnMoro HMymecTBa, Hanorn c oömnx cyMM 3apaöOTHOn 
nnaTbi nnn B03Harpa>KfleHnn, BbinnannBaeMbix 
npeflnpnarnnMn, a TaK>xe Hanorn c npnpocia HMymecTBa. 

(3) K flencTByiOLunM b HacTomnee Bpeivin HanoraM, Ha 
KOTopbie pacnpocTpaHneTcn nencTBne HacTonmero 
CornameHnn, b nacTHOCTH, othochtch: 

a) b Pecnyönnxe Tafl>KnKnciaH: 

Hanor Ha poxoflbi (npnöbinb) topnflHHecKnx nnp, 

noflOxoflHbin Hanor c c|5H3HHecKHX nnp n 

Hanorn Ha HMymeCTBO lopnflnnecKnx n c(5H3HHecKHX nnu 

(panee HMeHyeMbie «TappKHKCKne Hanorn»); 

b) b OeflepaTHBHOn PecnyönnKe T epMaHnn: 
noflOxoflHbin Hanor, 

Hanor c Kopnopapnn, 
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die Gewerbesteuer und 
die Vermögensteuer 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 
(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen 
wesentlichen Änderungen mit. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 

nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „ein Vertragsstaat“ und „der andere 
Vertragsstaat“ das Hoheitsgebiet dieser Staaten sowie das 
an das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, 
des Meeresuntergrunds und der darüber befindlichen Was- 
sersäule, soweit der jeweilige Staat dort in Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht und seinen innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften souveräne Rechte und Hoheitsbefugnisse zum 
Zwecke der Erforschung, Ausbeutung, Erhaltung und Bewirt- 
schaftung der lebenden und nicht lebenden natürlichen Res- 
sourcen ausübt; 

b) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesell- 
schaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ eine juristische Person 
oder einen Rechtsträger, der für die Besteuerung wie eine 
juristische Person behandelt wird; 

d) bezieht sich der Ausdruck „Unternehmen“ auf die Ausübung 
einer Geschäftstätigkeit; 

e) schließt der Ausdruck „Geschäftstätigkeit“ auch die Aus- 
übung einer freiberuflichen oder sonstigen selbständigen 
Tätigkeit ein; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, je 
nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unterneh- 
men, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 


g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem 
Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder 
Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen 
Vertragsstaat betrieben; 


h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in Bezug auf die Republik Tadschikistan: 

alle natürlichen Personen, die die tadschikische Staats- 
angehörigkeit besitzen sowie alle juristischen Personen, 
Personengesellschaften und anderen Personenvereini- 
gungen, die nach dem in der Republik Tadschikistan 
geltenden Recht errichtet worden sind; 


npoMbicnoBbiü Hanor n 
Hanor Ha niviymecTBO, 

BKrnoHaa HanoroBbie HapöaBxn k hhm 
(panee nivieHyeivibie «repMaHCxne Hanorn>>). 

(4) HacToainee CornapieHHe npnivieHHeTCH Tax>xe k nioöbiM 
noflOÖHbiM htih no cymecTBy aHanornHHbiM HanoraM, KOTopbie 
öypyT B3niviaTbca nocne nopnncaHHH HacTOHipero CornapjeHHH 
b flonoriHeHHe nnn BMecTO cymecTByiOLUHX Hanoroß. 
KoMneieHTHbie opraHbi floroBapnBaiomHxcs T ocypapcTB öypyT 
yBeflOM/iHTb ppyr ppyra o cyipecTBeHHbix H3MeHeHHax, 
BHeceHHbix b hx HanoroBbie 3axoHbi. 

CTaTbn 3 

OÖLune onpefleneHMH 

(1) flna penen HacToamero CornapieHHH, ecnn MHoe He 
BbueKaeT H3 KOHTeKda: 

a) TepMHH «floroBapriBaiOLneecH rocypapcTBO» m «ppyroe 
floroBapHBaiomeecB rocypapcTBO» 03HanaeT Teppmopmo 
3tmx rocypapcTB, a Tax>xe npnneraiou4MM k 
TeppmopMaribHOMy Mopio paüoH Mopcxoro pHa, ero Hepp, a 
Tax>xe pacnonoweHHOM Hap hhmh bophoh tojiluh, b 
KOTOpOM TO HTIH ppyrOe TOCypapCTBO B COOTBeTCTBHH c 
Me>KpyHapopHbiM npaBOM h HapnoHanbHbiM 3axoHO- 
paienbCTBOM ocyipecTBriaeT cyßepeHHbie npaBa h 
KDpHCpHXpHK) B peTIHX pa3BepXH, pa3paÖOTKH, COXpaHeHMH 
npupopHbix pecypcoB, xax >xnBbix, Tax h He>KHBbix, a Tax>xe 
b pe/iflx ynpaßneHMH hmh; 

b) TepMHH «pnpo» 03HaMaeT cf>H3HHecxoe nnpo, KOMnaHHio 
htih nioöoe ppyroe oö^epHneHHe ripp; 

c) TepMHH «KOMnaHHB» 03HanaeT (opnpHHecxoe nnpo htih 
npaBOBOH cyöteKT, xoTopbin pns penen Hanorooöno>xeHHs 
paccMaTpHBaeTca xax KjpnpHHecxoe nnpo; 

d) TepMHH «npepnpHHTne» noppa3yMeBaeT ocyipecTBneHHe 
KOMMepnecKOH peaTenbHOCTH; 

e) TepMHH «KOMMepnecKaa peaTenbHOCTb» BxnxtnaeT Tax>xe 
ocyipecTBneHHe penTenbHOCTH no oxa3aHHß He3aBHCHMbix 
npocfteccHOHanbHbix ycnyr htih nponen peaTenbHOCTH 
He3aBHCHMoro xapaxTepa; 

f) TepMHHbi «npepnpHHTne floroBapHBatoiperoca Tocypa- 
pcTBa» h «npepnpHBTne ppyroro floroBapHBaßiperoca 
TocypapcTBa» cooTBeTCTBeHHO 03HanatOT npepnpnaTHe, 
ynpaBTiaeMoe nnpoM, bbtibk)lphmcb pe3npeHTOM f(oro- 
BapnBaiOLperocB TocypapcTBa, htih npepnpnnTHe, ynpa- 
BTiaeMoe tihpom, bbtibkjlphmch pe3npeHTOM ppyroro 
floroBapHBaxtiperocB TocypapcTBa; 

g) TepMHH «Me>xpyHapopHbie nepeB03xn» 03HanaeT ntoöyxj 
nepeB03xy mopcxhm htih B03pywHbiM cypHOM, axcnnya- 
TnpyeMbiM npepnpHBTneM c MecTOM cfiaxTHnecxoro pyxo- 
Bopnipero opraHa b floroBapHBaxtipeMcn TocypapcTBe, 
xpoMe cnynaeB, xorpa Mopcxoe htih B03pyiuHoe cypHO 
sxcnnyaTHpyeTcn HCxmoHHTenbHO Me>xpy nyHXTaMH, pa- 
cnono>xeHHbiMH b ppyroM floroBapHBaraipeMcn Tocypa- 
pcTBe; 

h) TepMHH «HapnoHaribHoe nnpo» 03HanaeT: 

aa) npHMeHHTenbHO x Pecnyönnxe Tap>XHXHCTaH: 

nxtöoe cjtH3HHecxoe nnpo, HMeßPiee rpa>xpaHCTBO 
PecnyönHXH Tap>xnxHCTaH, a Tax>xe nioöoe 
KjpnpHHecxoe nnpo, npocToe TOBapnp(ecTBO h HHoe 
DöbeppHeHHe nnp, ynpe>xpeHHbie b cootb6tctbhh c 
pencTByiop^HM b PecnyönHxe Tap>xnxHCTaH 3axoHO- 
paTenbCTBOM, 
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bb) npuMeHmeribHO k OepepaTHBHon PecnyönnKe 
f epMaHMH: 


bb) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes der Bun- 
desrepublik Deutschland sowie alle juristischen Perso- 
nen, Personengesellschaften und anderen Personen- 
vereinigungen, die nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind; 


i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in der Republik Tadschikistan das Ministerium der 
Finanzen, seine Bevollmächtigten oder die Behörde, an 
die es seine Befugnisse delegiert hat; 

bb) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe- 
rium der Finanzen oder die Behörde, an die es seine 
Befugnisse delegiert hat. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertrags- 
staat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die 
ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates 
über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die 
Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuer- 
recht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck 
nach anderem Recht dieses Staates hat. 


Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die nach 
dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder 
eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und um- 
fasst auch diesen Staat, seine Länder und ihre Gebietskörper- 
schaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in 
diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat 
oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig 
ist. 


(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver- 
tragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 


a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über 
eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staa- 
ten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens- 
interessen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 


ntoöoro HeMpa b noHHMaHnn Ochobhoto 3aK0Ha 
OepepaTMBHOM PecnyönnKn r epiviaHns, a TatoKe nioöoe 
lopMflnnecKoe nnpo, npocToe TOBapumecTBO n MHoe 
oöi^eflnHeHne nnp, ynpewpeHHbie b cooTBeTCTBnn c 
fleücTByiOLpnM b OepepaTHBHon PecnyönnKe Tepivia- 
HHH 3aKOHOflaTejlbCTBOM; 

i) TepMMH «KOMneieHTHbiPi opraH» 03HanaeT: 

aa) npuMeHmeribHO k PecnyönnKe Tap>KHKHCTaH 
MnHkiCTepcTBO cjiHHaHCOB, ero ynonHOMOneHHbix nnp 
unn opraH, KOTopoiviy oho nepepano CBOn nonHOMOnnn, 

bb) npuMeHmeribHO k QepepaTHBHon PecnyönnKe 
TepMaHUH OepepaabHoe MUHHCTepcTBO cjiuHaHCOB nnn 
opraH, KOTopoMy oho nepepano nonHOMOnnn. 

(2) Ecnn H3 KOHTeKda HHoe He BbneKaeT, to npn 
npuMeHeHuu JloroBapnBaiOLpHMCH rocypapcTBOM HacTompero 
CornaineHnn nioöoPi He onpepeneHHbin b CornaineHnn TepMHH 
HMeeT to 3HaneHne, KOTopoe b nepnop pencTBnn HacTompero 
CornaineHnn eMy npnpaeT 3aKOHOpaTenbCTBO 3Toro 
TocyflapcTBa o Hanorax, Ha KOTopbie pacnpocipaHneicn 
pencTßne HacTompero CornaineHnn, npnneM 3HaneHue 
cornacHO npuMeHneMOMy b 3tom rocypapcTBe HanoroBOMy 
3aKOHOflaienbCTBy npeoönapaeT Han KaxnM-nnöo 3HaneHneM, 
KOTopoe TepMnH uMeeT b cooTBeTCTBnn c ppyron npaBOBoPi 
OTpacnbio paHHoro rocypapcTBa. 

CTaTbH 4 
Pe3HfleHT 

(1) flnn penen HacTonipero CornaineHnn TepMHH <<pe3npem 
floroßapnBaiOLperocn rocypapcTBa» 03HanaeT nioöoe nnpo, 
KOTopoe no 3aKOHopaTenbCTBy stoto r ocypapcTBa nopne>KHT b 
HeM Hanorooöno>KeHnn Ha ocHOBe CBoero MecTO>KnTenbCTBa, 
CBoero nocTonHHoro MecTonpeöbiBaHna, Mecia Haxo>KfleHnn 
CBoero pyKOBOpnipero opraHa nnn nHoro aHanornnHoro 
Kpmepnn, BKnionan Tax>Ke caMO sto f ocypapcTBO, ero 3eMnn n 
nx aflMHHHCTpaTHBHO-TeppHTopuanbHbie oöpa30BaHnn. 
YKa3aHHbiPi TepMnH He pacnpocTpaHaeTcn, opHaKO, Ha nnpo, 
KOTopoe nopne>KHT Hanorooöno>KeHnio b stom TocypapcTBe 
TOnbKO B OTHOLUeHnn flOXOflOB n3 nCTOHHUKOB B 3T0M 
r ocypapcTBe nnn b OTHOmeHnn nMyipecTBa, pacnono>KeHHOro b 
3tom rocypapcTBe. 

(2) B cnynae, ecnn cornacHO nonox<eHnnM nyHKTa 1 
HacToaipen CTaTbn tjin3nHecKoe nnpo nßnneTcn pe3npeHTOM 
oöonx floroBapnßaiOLpnxcn TocypapcTB, pePiCTByiOT 
cnenyioipne nono>KeHnn; 

a) Jlnpo CHHTaeTcn pe3npeHTOM toto r ocypapcTBa, b kotopom 
oho pacnonaraeT nocTonHHbiM >KnnnipeM; ecnn oho 
pacnonaraeT nocTonHHbiM «nnnipeM b oöonx 
TocypapcTBax, to oho cnnTaeTcn pe3npeHTOM TOnbKO toto 
TocypapcTBa, c kotophm oho nMeeT Hanöonee TecHbie 
nnHHbie n SKOHOMnnecKne cbb3h (peHTp >KH3HeHHbix 
nHTepecoß); 

b) b cnynae, ecnn He MO>xeT öbiTb onpepeneHO, b kbkom 
T ocypapcTBe nnpo HMeeT peHTp >KH3HeHHbix nHTepecoß, 
nnn ecnn nnpo He pacnonaraeT nocTonHHbiM >KnnnipeM hh b 
oflHOM h 3 TocypapcTB, oho CHHTaeTcn pe3npeHTOM TOnbKO 
toto TocypapcTBa, b kotopom oho oömhho npo>KHBaeT; 

c) ecnn nnpo oöbNHO npo>KHBaeT b oöonx TocypapcTBax nnn 
ecnn oho oöbiHHO He npo>KHBaeT hh b ophom H3 hhx, oho 
CHHTaeTcn pe3npeHTOM TOnbKO toto TocypapcTBa, 
rpaxrpaHHHOM KOToporo oho nßnneTcn; 

d) ecnn nnpo nßnneTcn rpaxrpaHHHOM oöonx TocypapcTB nnn 
HH OpHOTO H3 HHX, TO KOMneTeHTHbie opraHbi 
floroBapnBaiOLpnxcn TocypapcTB peinaiOT otot Bonpoc no 
B3anMHOMy cornacnio. 
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(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
leitung befindet. 


(4) Eine Personengesellschaft gilt als in dem Vertragsstaat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
leitung befindet. Die in den Artikeln 6 bis 21 vorgesehenen 
Beschränkungen des Besteuerungsrechts des anderen Vertrags- 
staats gelten jedoch nur insoweit, als die Einkünfte aus diesem 
Staat und das in diesem Staat gelegene Vermögen der Perso- 
nengesellschaft der Besteuerung im erstgenannten Staat unter- 
liegt. 


Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 


(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung natürlicher Res- 
sourcen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine 
Betriebsstätte, wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. 


(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens 
benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben a 
bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass 
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen 
Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellt. 


(3) B cnynae ecnn b cooTBeTCTBnn c nonojKeHMBMM nymcra 1 
HacToaipen daTbn nnuo, nHoe, HeM 45n3nnecKoe nnpo, 
BBnaeTCB pe3MfleHT0M OÖOMX flOrOBapMBatOLUMXCH r OCypapCTB, 

to oho CHHTaeTCH pe3npeHTOM toto floroBapMBatoiperoca 
rocypapcTBa, b kotopom pacnono>KeHO MecTO HaxojKpeHna ero 
cfiaxTHHecKoro pyKOBopaipero opraHa. 

(4) ripocToe TOBapmuecTBO cnnTaeTca pe3npeHT0M 
floroBapnBaromerocn rocypapcTBa, b kotopom Haxopmca 
MecTO ero cjtaKTHHecKoro pyKOBopaipero opraHa. OrpaHnneHMa 
b OTHOLueHHM npaßa HanorooönojKeHna ppyroro 
floroBapuBaKDiperocH rocypapcTBa, npepycMOTpeHHbie b 
CTaTbflx 6-21 HacToaipero CornaLueHMB, npnMeHaiOTCa, 
OflHaxo, nnujb nodonbKy, nocKonbKy poxopbi M3 stoto ppyroro 
rocypapcTBa n pacnonox<eHHoe b HeM MMyipecTBO npodoro 
TOBapnipecTBa nopne>KaT HanorooönoxreHmo b nepBOM 
yK33aHH0M rocypapcTBe. 

CTaTbn 5 

riocTOfiHHoe ynpe>KfleHMe 

(1) flna penen HacToaipero CornaiiieHna TepMMH 
«nocTOBHHoe ynpe>KpeHMe» 03HanaeT nocToaHHoe MecTO 
npepnpMHHMaTenbCKOti peaTenbHOCTM, nepe3 KOTopoe nonHO- 
CTbß muh HadnHHO ocyLpecTBnaeTca peaTenbHOCTb npep- 
npHBTMB. 

(2) TepMMH «nocTOBHHoe ynpex<peHMe», b HacmocTM, 
BK/iionaeT: 

a) MecTO ynpaßneHMs; 

b) cfiMnMan; 

c) ocJjmc; 

d) tJtaöpMKy; 

e) MacTepcxyio m 

f) maxTy, HecfjTHHyio mbm ra30Byto CKBaxrMHy, xapbep mjim 
nioöoe ppyroe MecTO pa3paöoTKM npnpopHbix pecypcoB. 

(3) CTpoMTenbHaa nnoipapKa mjim MOHTaxotbiü oöbeKT 
aBnatOTca nocTOBHHbiM ynpe>KpeHMeM TonbKO b cnynaax, 
ecnM npopon>KMTenbHOCTb mx cyipecTBOBaHMB npeBbimaeT 12 
MecapeB. 

(4) HecMOTpa Ha npepbipyipue nonox<eHMa HacToaipeM 
CTaTbM, nocTOBHHbiM ynpewpeHMeM He CHMTaiOTca: 

a) oö"beKTbi, Mcnonb3yeMbie MCKniOHMTenbHO b penax 
xpaHeHMa, peMOHCTpapnn jimöo nocTaBKM M3pennn mjim 
TOB apoB, npMHapjiejKaipMx npepnpnaTMio; 

b) 3anacbi M3pennn mjim TOBapoB, npnHapnejKaipnx 

npepnpMaTMio, KOTopbie copepx<aTca MCKniOHMTenbHO b 
penax xpaHeHMa, peMOHCTpapMM nnöo nociaBKM; 

c) 3anacbi M3pennn mjim TOBapoB, npnHapnex<aLpnx 

npepnpMaTMio, KOTopbie copepx<aTca MCKniOHMTenbHO b 
penax oöpaöOTKM mjim nepepaöOTKM mx ppyrMM 

npepnpMaTMeM; 

d) nocToaHHoe MecTO npepnpnHMMaTenbCKon peaTenbHOCTM, 

KOTopoe copep>KMTCa MCKniOHMTenbHO b penax 3axynKM pna 
npepnpMaTMa M3penMM mjim TOBapoB nnöo cöopa 

MHejjopMapMM pna Hero; 

e) nocToaHHoe MecTO npepnpnHMMaTenbCKon peaTenbHOCTM, 

KOTopoe copepx<MTca MCKniOHMTenbHO b penax 

ocyipecTBneHnn pna npepnpMaTMa nioöbix MHbix bmpob 
peaTenbHOCTM noproTOBMTenbHoro mbm BcnoivioraTenbHoro 
xapaKTepa; 

f) nocToaHHoe Mecro npepnpnHMMaTenbCKon peaTenbHOCTM, 

KOTopoe copepx<MTca MCKniOHMTenbHO b penax 

ocyipecTBneHMa bmpob peaTenbHOCTM, nepenMcneHHbix b 
nopnyHKTax a) - e) HacToaipero nyHKTa, npM ycnoBMM, hto 
BbueKaiOLpaa M3 ototo coBOKynHaa peaTenbHOCTb paHHoro 
nocToaHHOro MecTa MMeeT noproTOBMTenbHbin mbm Bcno- 
MoraTenbHbiM xapaKTep. 
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(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver- 
treters im Sinne des Absatzes 6 - für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Voll- 
macht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeach- 
tet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat 
für alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätig- 
keiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten 
beschränken sich auf die im Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, 
würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, 
diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer 
Betriebsstätte machten. 


(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Per- 
sonen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesell- 
schaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaf- 
ten zur Betriebsstätte der anderen. 


Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im ande- 
ren Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert wer- 
den. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeu- 
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats zukommt, in 
dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote 
Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für 
die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, 
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und 
anderen natürlichen Ressourcen; Schiffe und Luftfahrzeuge gel- 
ten nicht als unbewegliches Vermögen. 


(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der 
Nutzung unbeweglichen Vermögens. 


(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen eines Unternehmens. 


Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können 
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das Unter- 
nehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unternehmen seine 


(5) Ecnn nnpo, 3a HCKntoneHneM He3aBncnMoro arei-na, 
yKa3aHHoro b nyHKTe 6 HacTOHipen CTaTbu, ocypecTBnneT 
flenTenbHOCTb pnn npepnpnHTHB n nMeeT b floroßa- 
pnBatomeMCfl rocypapcTBe nonHOMonne Ha 3aKmoHeHne 
KOHTpaKTOB OT HMeHkl 3TOTO npeflnpnBTMB H OÖbIHHO 
ocyinecTBnneT b HeM paHHoe nonHOMonne, to TaKoe npep- 
npHBTne, HecMOTpn Ha nono>xeHHH nyHKTOB 1 h 2 HacTonipen 
CTaTbM, pacciviaTpnBaeTcn KaK nMeiopee nocTonHHoe ynpe- 
xrfleHne b 3tom rocypapcTBe b OTHOweHnn moöon penTenb- 
hocth, ocymecTBnneMOM stum nnpoM b HHTepecax 
npeflnpHBTMB, ecnn TonbKO 3Ta nemeabHOCTb He 
orpaHnnnBaeTCH BnpaMn, yKa3aHHbiMn b nyHKTe 4 HacTonpen 
CTaTbu, KOTopbie b cnynae hx ocyipecTBneHnn nepe3 
nocTonHHoe MecTO npeflnpHHHMaTenbCKOü penTenbHOCTn b 
cooTBeTCTBMn c yxaaaHHbiM nyHKTOM He npeBpamaiOT paHHoe 
MecTO b nocTonHHoe ynpe>KfleHne. 

(6) ripeflnpnnTHe He öypeT pacciviaTpMBaTbca KaK nMeiopee 
nocTonHHoe ynpe>KfleHne b floroBapnBatopeMcn r ocypapcTBe 
nrniib TonbKO noTOMy, hto oho ocypecTBnneT b HeM cboio 
flenTenbHOCTb nepe3 öpoKepa, KOMnccnoHepa nnöo ppyroro 
He3aBncnMoro areHTa npn ycnoBMH, hto TaKne nnpa pencTByiOT 
b paMKax CBoen oöbiHHon KOMMepnecKon penTenbHOCTn. 

(7) Tot cjtaKT, hto KOMnaHnn, flBnmopancB pe3npeHT0M 
floroBapnBaiOLuerocn rocypapcTBa, KOHTponnpyeT KOMnaHHto 
nun KOHTponnpyeTcn KOMnaHnen, KOTopan BBnneTcn 
pe3MfleHT0M ppyroro floroBapnBaioperocs rocypapcTBa nnn 
ocypecTBnneT b HeM cboio penTenbHOCTb (nnöo nepe3 
nocTonHHoe ynpexrpeHne, nnöo HHbiM oöpa30M), caM no ceöe 
He npeßpapaeT opHy n3 sthx KOMnaHnn b nocTonHHoe 
ynpexpeHne ppyron. 

CTaTbft 6 

flOXOflbl OT HeßBkOKklMOrO MMymeCTBa 

(1) floxoflbi, nonynaeMbie pe3npeHTOM floroBapnBaioperocH 
rocypapcTBa ot HepBnwnMoro nMypecTBa (BKntOHan poxopbi 
ot npepnpnnTnn cenbCKOro n necHoro xo3nncTBa), pacnono- 
xreHHOro b ppyroM floroBapnBaiopeMCB rocypapcTBe, MoryT 
oönaraTbcn HanoroM b stom ppyroM T ocypapcTBe. 

(2) TepMnH «HeflBn>KHMoe HMypecTBO» nMeeT to 3HaneHne, 
KOTopoe oh nMeeT no 3aKOHopaTenbCTBy toto floroBapnBa- 
toperoca rocypapcTBa, b kotopom pacnonoweHO paHHoe 
HMypecTBO. 3 tot TepMnH b nioöOM cnynae BKnionaeT 
nMyipecTBO, BcnoMoraTenbHoe no OTHOineHnto k HepBn>KHMOMy 
nMyipecTBy, ckot n oöopypoBaHne, ncnonb3yeMbie b cenbCKOM n 
necHOM xo3nncTBe, npaBa, k KOTopbiM npnMeHHiOTCB nono>KeHnn 
3aKOHOflaTenbCTBa o 3eMenbHbix ynacTKax, npaBa nonb30BaHna 
HeflBnx<nMbiM nMyipecTBOM n npaBa Ha nepeMeHHbie nnn 
cjtnKcnpoBaHHbie nnaTewn b KanecTBe KOMneHcapnn 3a 
pa3paö0TKy nnn npaBO Ha pa3paö0TKy MHHepanbHbix pecypcoB, 
hctohhhkob n ppyrnx npnpopHbix pecypcoB; MopcKne n 
B03flyniHbie cypa He cnnTaiOTCn HepBn>KHMbiM nMypecTBOM. 

(3) nono>KeHHfl nyHKTa 1 HacTonpen CTaTbu npnMeHHiOTCH k 
poxopaM ot npnMoro ncnonb30BaHnn HepBnxrnMoro HMy- 
LpecTBa, cpann ero BHaeM nnn b apeHpy, a TaKxre ot 
ncnonb30BaHnn HepBH>KHMOro nMypecTBa b moöon ppyron 
cjtopMe. 

(4) riono>KeHnn nyHKTOB 1 n 3 HacTonpen CTaTbn 
npnMeHBKJTCn Tatoxe k poxopaM ot HepBnwnMoro nMypecTBa 
npepnpnnTnn. 

CTaTbn 7 
npnöbinb ot 

npeflnpMHMMaTenbCKOM penTenbHOCTn 

(1) npnöbinb npepnpnnTnn floroBapnBaioperoca 
T ocypapcTBa MO>KeT oönaraTbcn HanoroM TonbKO b stom 
rocypapcTBe, ecnn TonbKO npepnpnnTne He ocypecTBnneT 
cboio penTenbHOCTb b ppyroM floroBapnBaiopeMCB 
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Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne des Unter- 
nehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso- 
weit, als sie dieser Betriebsstätte zugerechnet werden können. 


(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem 
Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selb- 
ständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem 
Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig 
gewesen wäre. 


(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte werden 
die für diese Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwal- 
tungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem 
Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo entstanden 
sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart 
sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels 
übereinstimmt. 


(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zuge- 
rechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze dieses Arti- 
kels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne jedes 
Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichen- 
de Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 


(7) Dieser Artikel gilt auch für die Einkünfte aus der Beteiligung 
an einer Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf Vergü- 
tungen, die ein Gesellschafter einer Personengesellschaft von 
der Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, für 
die Gewährung von Darlehen oder für die Überlassung von Wirt- 
schaftsgütern bezieht, wenn diese Vergütungen nach dem Steu- 
errecht des Vertragsstaats, in dem die Betriebsstätte gelegen ist, 
den Einkünften des Gesellschafters aus dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden. 


(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Arti- 
keln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 


Artikel 8 
Seeschifffahrt, 

Binnenschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr- 
zeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


TocyflapcTBe nepe3 pacnono>xeHHoe b HeM nocroaHHoe 
ynpe>KfleHMe. Ecjim npeflnpMSTne ocyLflecTBnneT cboio 
flesTenbHOCTb ynoMHHyTbiM oöpa30M, to ero npMÖbinb MO>xeT 
oönaraTbca HanoroM b flpyroM TocyflapcTBe, OflHaxo nniub 
nocTonbKy, nocKonbKy OHa MO>xeT öbiTb OTHeceHa k STOiviy 
nocTOBHHOMy ynpe>KfleHnio. 

(2) B cnynae ecriM npeflnpMHTne fjoroBapMBatOLuerocH 
rocypapcTBa ocymecTBnseT cboio flenTenbHOCTb b flpyroM 
floroBapußaiOLueMCH TocynapcTBe nepe3 pacnono>xeHHoe b 
H ewi nocTOHHHoe ynpe>KfleHMe, to c yneTOM nono>xeHMH nyHKTa 
3 HacToameM ciaTbu b xa>xflOM floroBapMBaiOLfleMCH 
TocyflapcTBe k 3T0My nocTOHHHOMy ynpe^fleHMio othocstch 
cyMMbi npMÖbmu, KOTopbie oho Morno 6bi nonyHMTb, ecnn 6bi 
oho ocymecTBnano TaKyio >Ke hjim aHanorMHHyio flesTenbHOCTb 
npH TaKnx >xe min aHanorHHHbix ycnoBMnx, öyflyHM 
caMOCTOfiTenbHbiM npeflnpMHTMeM m fleMCTByn noriHOCTbio 
He3aBMCMM0 B OTHOLLieHMHX C npeflnpMBTMeM, nOCTOfiHHbIM 
ynpe>KfleHMeM KOToporo oho HBnneTcn. 

(3) I1pn ncHMCneHMH npHÖbuiM nocTOHHHOro ynpe>KfleHMH 
flonycKaeTca BbineT pacxoflOB, noHeceHHbix flnn Hy>xfl Taxoro 
nocTOBHHOro ynpe>KfleHMH, BxmonaH ynpaßneHnecxMe n 
OÖmeaflMMHMCTpaTMBHbie pacxoflbl, He3aBHCMMO OT Toro, 
B03HMK/1M m ohm b rocypapcTBe, b kotopom pacnono>xeHO 
nocTOBHHoe ynpe>KfleHMe, Man rfle-nMÖo b flpyroM Mecie. 

(4) Ecbm b floroBapMBaiOLLieMCB rocyflapcTBe npMHBTO 
MCHMCnHTb npMÖbinb, OTHOCHLflyiOCH K nOCTOSHHOMy yHpe- 
>KfleHMK>, nyieM pacnpefleneHMn coBOxynHOM cyMMbi npMÖbmM 
npeflnpMBTMB Ha ero OTflenbHbie noflpa3fleneHMH, to 
nono>xeHMH nyHXTa 2 HacTonifleM CTaTbM He MCxmonaiOT, HTOöbi 
3 to floroBapMBaiOLneecH TocynapcTBO MCHMcnnno oönaraeMyio 
HanoroM npMÖbinb B COOTBeTCTBMM c npMHHTblM MeTOflOM 
pacnpefleneHkia; BbiöpaHHbiü MeTOfl pacnpepeneHMa npMÖbmM 
flon>xeH, oflHaxo, cooTBeTCTBOBaTb no CBoeMy pe3ynbTaTy 
npMHpMnaM HacToameM CTaTbM. 

(5) Ha OCHOBaHMM npOM3BefleHHOM nOCTOSHHbIM 
ynpe>xfleHMeM riMLUb 3axynxM M3pennM mtim TOBapoB flnn 
npeflnpMBTMH HMxaxaa npMÖbinb x HeMy He othocmtch. 

(6) npu npMMeHeHMM nono>xeHMn npeflbiflyiflMX nyHXTOB 
HaCTOBLi^eM CTaTbM npMÖblJlb, OTHOCBLUaBCB X nOCTOBHHOMy 
ynpe>xfleHMio, xa>xflbiM rofl flon>KHa öbiTb MCHMcneHa oahmm m 
T eM >xe MeTOflOM, ecnn Tonbxo He MMeeTes floCTaTOHHO BecxMx 
npMHMH fleMCTBOBaTb no MHOMy. 

(7) riono>xeHMB HacTonifleM CTaTbM npMMeHHiOTcn Tax>xe x 
floxoflaM ot ynacTMB b npocTOM TOBapniflecTBe. Ee fleücTBMe 
Tax>xe pacnpocTpaHneTCB Ha B03Harpa>xfleHMn, xoTopbie 
nonynaeT ynacTHMX npocToro TOBapMiflecTBa ot flaHHOro 
TOBapMiflecTBa 3a cboio fleaTenbHOCTb b MHTepecax 
TOBapMiflecTBa, 3a npefloCTaßneHMe xpeflMTOB (3aPiM0B) MnM 
nepeflany xo3HMCTBeHHbix peHHOCTeM, ecnn yxa3aHHbie 
B03Harpa>xfleHMB cornacHO HanoroBOMy 3axoHOflaTenbCTBy 
Toro floroBapMBatoiflerocB rocypapcTBa, b xotopom pacno- 
no>xeHO nocTOHHHoe ynpe>xfleHMe, othocbtcb x floxoflaM, 
nonynaeMbiM ynacTHMXOM ot stoto nocTOBHHOro ynpewfleHMS. 

(8) Ecbm npMÖbinb BxmonaeT floxoflbi, paccMaTpMBaeMbie b 
A pyrMX CTaTbnx HacToniflero CornaiiieHnn, to nono>xeHMS 3 tmx 
A pyrMx CTaTen He 3aTparMBaiOTCs nono>xeHMHMM HacTompeM 
CTaTbM. 


CTaTbn 8 

MopCKOM, BHyTpeHHMM 
BOflHbIM M B03flyUJHblM TpaHCnOpT 

(1) npMÖbinb OT MCn0nb30BaHMB MOpCXMX MnM B03flyiilHblX 
cyflOB b Me>xflyHapoflHbix nepeB03xax MO>xeT oönaraTbcn 
HanoroM Tonbxo b tom floroBapMBaiOLfleMCB rocyflapcTBe, b 
xotopom HaxoflMTcn MecTO cjjaxTMHecxoro pyxoBOflBiflero 
opraHa npeflnpMBTMB. 
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(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnen- 
schifffahrt dienen, können nur in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 


(3) Für Zwecke dieses Artikels beinhaltet der Begriff „Gewinne 
aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im inter- 
nationalen Verkehr“ auch die Gewinne aus der 


a) gelegentlichen Vermietung von leeren Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen und 

b) Nutzung oder Vermietung von Containern (einschließlich Trai- 
lern und zugehöriger Ausstattung, die dem Transport der 
Container dienen), 

wenn diese Tätigkeiten zum Betrieb von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen im internationalen Verkehr gehören. 

(4) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
eines Unternehmens der Seeschifffahrt oder Binnenschifffahrt an 
Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, 
in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Hei- 
mathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person 
ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(5) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem 
Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen 
Betriebsstelle. 


Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mit- 
telbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapi- 
tal eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt 
ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens 
des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmänni- 
schen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder aufer- 
legte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese 
Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht 
erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet 
und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unter- 
nehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und entspre- 
chend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Ver- 
tragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es 
sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unter- 
nehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwi- 
schen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die 
gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen mitein- 
ander vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine ent- 
sprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen 
Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen 
dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls wer- 
den die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander 
konsultieren. 


(2) npnöbinb ot ncnonb30BaHMfl cyflOB, npeflHa3HaneHHbix 
Ans BHyTpeHHero BOflHoro TpaHcnopTa, MO>xeT oönaraTbcn 
HanoroM TO/ibKO b tom floroBapnBaiomeMCs rocyflapcTBe, b 
KOTOpOM HaXOflHTCH MeCTO CfiaXTHHeCXOTO pyKOBOflBLperO 
opraHa npeflnpnnTHH. 

(3) flnn penen HacTonipeM CTaTbn TepMHH «npnöbinb ot 
SKC nnyaiapnn Mopcxnx nnn B03flyiiiHbix cyflOB b 
ivie>KflyHapoflHbix nepeB03Kax» BxmonaeT Tax>xe cyMMbi 
npnöbinn ot: 

a) HeperynnpHon Cflann BHaeM nopoxwnx Mopcxnx nnn 
B03flyLUHblX cyflOB n 

b) ncnonb30BaHnn nnn Cflann BHaewi xoHTenHepoB (BKnionaH 
Tpennepbi n npnHaflnewamee k HnM oöopyflOBaHne, 
npeflHa3HaHeHHoe flnn xoHTenHepHoro TpaHcnopTa), 

ecnn Taxne Bnflbi flesTenbHOCTn othochtcb k sxcnnyaTapnn 
Mopcxnx nnn B03flyiiiHbix cyflOB b Me>xflyHapoflHbix nepeB03Kax. 

(4) Ecnn MeCTO cJtaxTnHecxoro pyxoBOflruflero opraHa 
npeflnpnnTnn Mopcxoro nnn BHyTpeHHero BOflHoro TpaHcnopTa 
HaxoflHTcn Ha öopTy cyflHa, to oho cnnTaeTcn pacnono>xeHHbiM 
b tom floroBapnBaiOLfleMCH TocyflapcTBe, b kotopom Ha- 
xoflHTCH nopT npnnncxn cyflHa, nnn, npn OTCyTCTBnn nopTa 
npnnncxn, b floroBapnBaiOLfleMcn TocyflapcTBe, pe3nfleHTOM 
KOToporo HBnneTCB nnpo, axcnnyaTnpyiOLflee flaHHoe cyflHO. 

(5) l“lono>KeHnH nyHKTa 1 HacTonmen CTaTbn Tax>xe 
pacnpocTpaHBtOTCn Ha npnöbinb ot ynacTna b nyne, b 
coBMecTHOn flenTenbHOCTn nnn b Me>xnyHapoflHOM TpaHC- 
nopTHOM areHTCTBe. 

CTaTbn 9 

AccopnnpoBaHHbie npeflnpnnTnn 

(1) B cnynae, ecnn: 

a) npeflnpnnTne floroBapnßaiOLflerocB TocynapcTBa npnMO 
nnn KOCBeHHO ynacTByeT b ynpaßneHnn, KOHTpone nnn 
xannTane npeflnpnnTnn npyroro jHoroBapnBatoiflerocH 
T ocyflapcTBa nnn 

b) OflHn n Te >xe nnpa npnMO nnn xocBeHHO ynacTByiOT b 
ynpaßneHnn, xoHTpone nnn xannTane npeflnpnnTnn 
floroBapnBaiOLflerocn T ocyflapcTBa n npeflnpnsTnn flpyroro 
floroBapnBaiOLflerocn TocyflapcTBa, 

n b yxa3aHHbix cnynanx oöa npeflnpnnTnn b nx xoMMepnecxnx 
nnn cftHHaHCOBbix OTHOiiieHnnx oös3aHbi coönxtflaTb corna- 
coßaHHbie nnn B03no>xeHHbie Ha hhx ycnoBnn, OTnnnaiOLflnecH 
ot Tex, xoTopbie nMenn öbi Meere Me>xny He3aBncnMbiMn 
npeflnpnsTnnMn, to npnöbinb, xoTopan Morna öbi öbiTb 
nonyneHa OflHnM n3 npeflnpnsTnn öe3 Taxnx ycnoBnn, ho He 
öbina nonyneHa b cnny 3Tnx ycnoBnn, MO>xeT ÖbiTb OTHeceHa x 
npnöbinn flaHHOro npeflnpnnTnn n cooTBeTCTBeHHO oöno>xeHa 
HanoroM. 

(2) Ecnn b HoroBapnBaiOLueMCB TocyflapcTBe x npnöbinn 
npeflnpnnTnn stoto TocyflapcTBa othochtch n cooTBeTCTBeHHO 
noflne>xaT HanorooönoxreHnxt cyMMbi npnöbinn, b OTHOineHnn 
xoTopbix npeflnpnnTne npyroro jHoroBapnBaxtiflerocH 
TocyflapcTBa nonne>xano Hanorooöno>xeHnK) b stom flpyroivi 
TocyflapcTBe, n ecnn penb b OTHOineHnn OTHeceHHbix cyMM 
npnöbinn nfleT o cyMMax, xoTopbie Mornn öbi ÖbiTb nonyneHbi 
npeflnpnnTneM nepßoro ynoivwHyToro TocyflapcTBa npn 
coßnafleHnn ycnoBnn, cornacoßaHHbix Me>xfly yxa3aHHbiMn 
npeflnpnsTnnMn, c ycnoBnnMn, xoTopbie öbinn öbi cornacoBaHbi 
Me>xfly He3aBncnivibiMn npeflnpnflTHHMn, to flpyroe Tocy- 
flapcTBO npon3BOflnT cooTBeTCTBytomyxD nonpaßxy B3HMaeMoro 
b HeM Hanora c Taxnx cyMM npnöbinn. npn Taxon nonpaßxe 
flon>XHbi öbiTb coöniOfleHbi ocTanbHbie nono>xeHnn HacToniflero 
CornaujeHnn; b cnynae HeoöxoflnMOCTn xoivineTeHTHbie opraHbi 
floroBapnBax3Lunxcn TocyflapcTB BCTynaiOT bo B3anMHbie 
xoHcynbTapnn. 
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Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden im 
anderen Vertragsstaat ansässig ist, nicht übersteigen: 


a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Perso- 
nengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 10 vom 
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesell- 
schaft verfügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in 
Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt wer- 
den. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss- 
scheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder sonstige Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell- 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleich- 
gestellt sind, sowie Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem 
Investmentvermögen. 


(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 


(5) Erzielt eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf 
dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten 
Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an 
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder 
dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebsstätte 
gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nicht 
ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten 
Dividenden oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder 
teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünf- 
ten bestehen. 


Artikel 1 1 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, kön- 
nen, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte ist, nur im 
anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 


CTaTbn 10 
AMBMßeHAbl 

(1) flHBnfleHflbi, BbinnannBaeMbie KOMnaHueü, BBnstOLflencH 
pe3HfleHTOM floroBapHBatoinerocB TocyflapcTBa, pesnflemy 
flpyroro floroBapnBaiOLflerocH TocyflapcTBa, MoryT oönaraTbcn 
HanoroM b 3tom flpyroM TocyflapcTBe. 

(2) YKa3aHHbie flHBnfleHflbi MoryT, oflHaxo, TaioKe oöna- 
raTbca HanoroM b tom floroBapuBaiomeMCH TocyflapcTBe, b 
KOTO pOM KOMnaHMB, BbinnaMHBatOLflaB flHBnfleHflbi, BBnBeTCB 
pe3HfleHTOM, B COOTBeTCTBHH C erO 3aK0H0flaTejlbCTB0M; ecnn, 
oflHaxo, npaBOOÖJiaflaienb flHBHfleHflOB BBnaeTCB pe3HfleHTOM 
flpyroro floroBapnBaiOLflerocs TocyflapcTBa, to Hanor He 
flonweH npeBbiujaTb: 

a) 5 npopeHTOB ot BanoBon cyMMbi flHBHfleHflOB, ecnn 
npaBOOönaflaTe/ieivi BBnaeTCB KOMnaHnn (3a HCKniOHeHHeM 
npocToro TOBapnLflecTBa), KOTopan HenocpeflCTBeHHO 
pacnonaraeT He MeHee neM 10 npopeHTaiviH Kanmana 
BbinnanHBaiOLfleH flHBnfleHflbi KOMnaHnn; 

b) 15 npopeHTOB ot BanoBon cyMMbi flHBHfleHflOB bo Bcex 
HHbix cnynaHX. 

nono>KeHHfl HacToaiflero nyHKTa He 3aTparnBaiOT 
Hanoroo6no>KeHHH KOMnaHHH b OTHOiueHnn cyMM npnöbmn, H3 
KOTOpblX BbinjiaHHBaiOTCB flHBnfleHflbi. 

(3) ynoTpeönseMbiH b HacTonmen ciaTbe TepMHH 
«flHBnfleHflbi» 03HanaeT floxoflbi no aKflnnM, no npaBaM nnn 
cepmcjDHKaTaM Ha ynacme b npnöbmn, no aKpnaM 
ropHOfloöbiBaiOLfleH npoMbiumeHHOCTn, no ynpeflnienbCKHM 
nasM nnn nponne floxoflbi, KOTopbie no 3aKOHOflaienbCTBy 
TocyflapcTBa, pe3HfleHTOM KOToporo SBnneTCB KOMnaHnn, 
pacnpeflenniOLflan npnöbinb, npnpaBHHBaiOTCn b HanoroBOM 
OTHOiueHnn k flOxoflaM no aKflnnivi, a T3K>Ke cyMMbi npnöbmn, 
pacnpeflenneMbie no cepmcfiHKaTaM naeßoro HHBecTnpnoHHoro 
tjtOHfla. 

(4) riono>KeHHn nyHKTOB 1 n 2 HacToniflen CTaTbn He 
npnMeHniOTCn, ecnn npaBOOÖnaflaienb, BBnsiOLflHHCH pe3HfleH- 
tom fjoroBapHBatoiflerocn TocyflapcTBa, ocyiflecTBnneT 
KOMMepnecKyio flenienbHOCTb b flpyroM floroßapnBaioifleMca 
TocyflapcTBe, pe3HfleHTOM KOToporo SBnneTCB KOMnaHnn, 
BbinnannBaiOLflan flHBnfleHflbi, nepe3 pacnono>xeHHoe b HeM 
nocTOBHHoe ynpe>KfleHHe, n floneBoe ynacme, b OTHOineHnn 
KOToporo BbinnannBaiOTCB flHBnfleHflbi, peanbHO CBB3aHO c 
t3khm nocTOBHHbiM ynpe>xfleHHeM. B TaKOM cnyHae 
npnMeHniOTCn nonoKeHnn CTaTbn 7 HacToniflero CornameHnn. 

(5) B cnynae, ecnn KOMnaHnn, BBnmoiflancB pe3HfleHTOM 
floroBapHBaioiflerocn TocyflapcTBa, H3BneKaeT npnöbinb nnn 
floxoflbi H3 flpyroro floroBapnBatoiflerocn T ocyflapcTBa, to 3to 
flpyroe TocyflapcTBO He MO>xeT hh oönaraTb HanoroM 
flHBnfleHflbi, BbinnannBaeMbie otoh KOMnaHnen, 3a HCKniOMeH- 
neM cnynaeB, Korfla Taxne flHBnfleHflbi BbinnannBaiOTCn 
pe3HfleHTy stoto flpyroro TocyflapcTBa nnn Korfla ynacTne, b 
OTHO iueHnn KOToporo BbinnannBaiOTCB flHBnfleHflbi, peanbHO 
CBB3aHO c pacnono>KeHHbiM b 3tom flpyroM TocyflapcTBe 
nocTOBHHbiM ynpe>KfleHneM, hh oönaraTb cyMMbi npnöbmn 
Taxon KOMnaHnn HanoroM Ha HepacnpefleneHHyto npnöbinb, 
flax<e ecnn BbinnaneHHbie flHBnfleHflbi nnn HepacnpefleneHHan 
npnöbinb nonHOCTbio nnn HacTHHHO coctobt H3 cyMM npnöbmn 
nnn flOxoflOB, nonyneHHbix b stom flpyroM F ocyflapcTBe. 

CTaTbn 1 1 
ripOLjeHTbl 

(1) ripOfleHTbl, B03HHKLUne B flOTOBapHBaiOLfleMCB 
TocyflapcTBe n BbinnannBaeMbie pe3HfleHTy flpyroro floro- 
BapnBaiOLflerocB TocyflapcTBa, MoryT oönaraTbCB HanoroM 
TonbKO b stom flpyroM TocyflapcTBe, ecnn yKa3aHHbin 
pe3nfleHT BBnneTCB nx npaßooönaflaTeneM. 

(2) YnoTpeönBeMbin b HacTOBLuen CTaTbe TepMHH 
«npopeHTbi» 03HanaeT floxoflbi ot flonroBbix TpeöoBaHnn 
nioöoro BHfla, BKnionaH n cnynan, Korfla TpeöOBaHHB 
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sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgel- 
der und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 


(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Ver- 
tragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertrags- 
staat, aus dem die Zinsen stammen, eine Geschäftstätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte ausübt und die Forde- 
rung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 


(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, 
wenn der Schuldner eine in diesem Staat ansässige Person ist. 
Flat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er 
in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertrags- 
staat eine Betriebsstätte und ist die Schuld, für die die Zinsen 
gezahlt werden, für Zwecke der Betriebsstätte eingegangen wor- 
den und trägt die Betriebsstätte die Zinsen, so gelten die Zinsen 
als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebsstätte liegt. 


(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsbe- 
rechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, 
gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehun- 
gen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren 
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende 
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkom- 
mens besteuert werden. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver- 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staa- 
tes besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungs- 
berechtigte der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat ansäs- 
sig ist, 5 vom Plündert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren 
nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzge- 
bühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Benutzung 
oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an litera- 
rischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, ein- 
schließlich kinematographischer Filme, von Patenten, Waren- 
zeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln 
oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmänni- 
scher oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. Der 
Ausdruck „Lizenzgebühren“ beinhaltet auch Vergütungen jeder 
Art für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung von Namen, 
Bildern oder sonstigen vergleichbaren Persönlichkeitsrechten 
sowie Entgelte für die Aufzeichnung der Veranstaltungen von 
Künstlern und Sportlern durch Rundfunk- oder Fernsehanstalten. 


oöecneneHbi 3anoroßbiM npaBOM Ha 3eMenbHbie ynacTKn, h, b 
nacTHOCTM, floxoflbi no rocypapcTBeHHbiM 3aÜMaM n 
OÖnnrapHHM, BKJllOHaa CBH3aHHbie C HMMM npeMMH, a TatOKe 
BbIMrpblLUH nO BblHTpblLUHblM 3anMaM. IfeHM 3a 
HecBoeBpeivieHHyK) Bbinnaiy He CHmatOTCs npopeHTaMn b 
noHHMaHkin HacTompen CTaTbn. 

(3) riojio>KeHnH nyHKTa 1 HacTompen CTaTbn He npnvie- 
hhkdtcb, ecnn npaBOOönapaienb, HBnmoLpnncn pe3npeHTOM 
AoroBapHBaiOLnerocB rocypapcTBa, ocyipecTBnneT KOMMe- 
pnecKyto penTenbHOCTb b ppyroM floroßapnBaiOLpeMca 
rocypapcTBe, b kotopom npopeHTbi bo3hmkjim nepe3 
pacnojioweHHoe b HeM nocTonHHoe ynpewpeHne, h ponroBoe 
TpeöoBaHkie, no KOTopoMy BbinnannBaiOTca npopeHTbi, peanbHO 
OTHOCHTCB K TaKOMy nOCTOHHHOMy ynpe>KfleHMtO. B TaKOM 
cnynae npmvieHRiOTCH nonoweHnn CTaTbn 7 HacTonipero 
CornaineHHH. 

(4) npopeHTbi CHHTaiOTca B03HHKUJHMH b floroBapnBa- 
loipeMcn r ocypapcTBe Torpa, Korpa nx nnaTenbipnK nBnneTcn 
pe3npeHTOM 3toto rocypapcTBa. Ecnn, opHaxo, nnaTenbipnK 
npopeHTOB, He3aBncnMO ot toto, BBnaeTca nn oh pe3npeHTOM 
AoroBapnBaiOLperocn rocypapcTBa nnn HeT, nMeeT b 
floroBapnBaiOLpeMca TocypapcTBe nocTonHHoe ynpe>KpeHne, n 
ecnn 3apon>xeHHOCTb, no KOTopon BbinnannBaiOTCn npopeHTbi, 
oöpa30Banacb pnn Hy>Kp ototo nocTOBHHOro ynpe>KpeHnn n 
ecnn nocTonHHoe ynpewpeHne HeceT pacxopbi no BbinnaTe 
npopeHTOB, to npopeHTbi CHHTaiOTCa B03HnKiiinMn b tom 
TocypapcTBe, b kotopom pacnonoweHO nocTonHHoe ynpe- 
>KpeHne. 

(5) Ecnn BcnepcTBne ocoöbix OTHOineHnn Me>Kpy nna- 
TenbLpnKOM n npaBOOÖnapaTeneM nnn Me>Kpy Ka>KpbiM n3 Hnx 
n KaKnM-nnöo TpeTbnM nnpoM cyMMa npopeHTOB OTHOcnTenbHO 
ponroBoro TpeöOBaHnn, Ha ocHOBaHnn KOToporo OHa Bbinnann- 
BaeTcn, npeBbiwaeT cyMMy, KOTopan öbina 6bi cornacoßaHa 
Me«py nnaTenbipnKOM n npaBOOÖnapaTeneM npn OTCyTCTBnn 
TaKnx OTHOineHnn, to nonoweHna HacTompen CTaTbn 
npnMeHniOTCn TonbKO k nocnepHen ynoMBHyTon cyMMe. B 
TaKOM cnynae n3öbiTOHHan cyMMa MO>KeT oönaraTbcn HanoroM 
b cooTBeTCTBnn c 3aK0H0paTenbCTB0M Kax<poro n3 floro- 
BapnBaioipnxcn TocypapcTB n c yneTOM nHbix nonoweHnn 
HacTompero CornaiiieHnn. 

CTaTbn 12 

nnpeH3HOHHbie nnaTe>Kki 

(1) JlnpeH3noHHbie nnaie>KH, B03HnKi±ine b floroßapn- 
BaioipeMcn TocypapcTBe n BbinnannBaeMbie pe3npeHTy 
ppyroro floroBapnBatoiperocn rocypapcTBa, MoryT oönaraTbcn 
HanoroM b 3tom ppyroM TocypapcTBe. 

(2) YKa3aHHbie nnpeH3noHHbie nnaTewn MoryT, opHaxo, 
TaK?Ke oönaraTbcn HanoroM b tom floroBapnßaiOLpeMcn 
TocypapcTBe, b kotopom OHn B03HnKnn, b cooTBeTCTBnn c ero 
3aK0H0paTenbCTB0M; ecnn, opHaKO, npaBOOönapaTenb 
nnpeH3noHHbix nnaTewen BBnneTcn pe3npeHTOM ppyroro 
T ocypapcTBa, to Hanor He ponweH npeBbiinaTb 5 npopeHTOB ot 
BanoBon cyMMbi nnpeH3noHHbix nnaTewen. 

(3) YnoTpeönneMbin b HacTompen CTaTbe TepMnH 
«nnpeH3noHHbie nnaTewn» 03HaMaeT B03Harpa>KpeHnn nioöoro 
Bnpa, KOTopbie BbinnannBaiOTCB 3a ncnonb30BaHne nnöo 
npepocTaßneHne npaßa ncnonb30BaHnn aBTopcKnx npaB Ha 
npon3BepeHnn nnTepaTypbi, ncKyccTBa nnn HayKn, BKnionan 
KnHeMaTorpacJtHHecKne tfinnbMbi, naTeHTbi, ToproBbie 3HaKn, 
oöpa3pbi nnn Mopenn, cxeMbi, ceKpeTHbie cfcopMynbi nnn 
TexHonornn, nnn 3a nepepany HHtJtopMapnn, Kacatoipencn 
npoMbiiiineHHOro, KOMMepnecKoro nnn HaynHoro onbma. 
TepMnH «nnpeH3noHHbie nnaTe>KH» T3K>Ke BKnionaeT 
B03Harpa>KpeHnn nioöoro Bnpa 3a ncnonb30BaHne nnöo 
npepocTaßneHne npaßa ncnonb30BaHnn nMeH, nopipeTOB nnöo 
nHbix aHanornHHbix nnHHbix npaB, a TaK>Ke BbinnaTbi 3a 3anncb 
npepcTaßneHnn apmcTOB n cnopTCMeHOB, npon3BepeHHyio 
papno- nnn TeneKOMnaHnnMn. 
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(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus- 
übt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenz- 
gebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte 
gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 


(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner eine in diesem Staat ansässige 
Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne 
Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte und ist die Ver- 
pflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der 
Betriebsstätte eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte 
die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem 
Staat stammend, in dem die Betriebsstätte liegt. 


(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz- 
gebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den 
letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der überstei- 
gende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und 
unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 13 
Gewinne aus 

der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Aktivvermögen - direkt 
oder indirekt - überwiegend aus unbeweglichem Vermögen in 
einem Vertragsstaat besteht, können in diesem Staat besteuert 
werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein Unterneh- 
men eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, ein- 
schließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer 
solchen Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unterneh- 
men) erzielt werden, können im anderen Staat besteuert werden. 


(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben werden, von 
Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge 
dient, können nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh- 
mens befindet. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 4 
nicht genannten Vermögens können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 


(4) rionoxreHHa nyHKTOB 1 n 2 HacToniuen CTaTbn He 
npmvieHsiOTCH, ecnn npaBOOönauaienb, aBnntoiuHHcn pe3HfleH- 
tom floroßapHBaiOLuerocB TocyuapcTBa, ocyiuecTBnneT b 
npyroM floroBapMBatOLueiviCB TocyuapcTBe, b kotopom 
B03HMKJ1M JlMLieH3MOHHbie nnaTe>KH, KOMMepneCKyiO fleSTerib- 
HOCTb nepe3 pacnonoweHHoe b HeM nocTonHHoe ynpe>KfleHne, 
n npaßa mjim HMymecTBeHHbie peHHOCTn, b OTHOiueHHH KOTopbix 
npOM3BOflHTCB JlHL(eH3MOHHbie njiaTe>KH, pearibHO CBB3aHbl c 
TaKnivi nocTOBHHbiM ynpewueHHeM. B TaKOM cnynae npn- 
MeHniOTCB nonoweHMH CTaTbn 7 HacTOBLLtero CornaineHHn. 

(5) nnpeH3H0HHbie nnaie>KH CHHTaiOTCn bo3hhkuihmh b 
floroBapriBaiOLneMca TocyuapcTBe Torna, Korua hx 
nnaienbLUHK nBnneTcn pe3nueHTOM stoto TocyuapcTBa. Ecnn, 
oflHaxo, nnaienbLUHK nHueH3H0HHbix nnaTeweü, He3aBHCHMO 
ot Toro, nBnneTcn nn oh pe3HfleHTOM floroBapnBaioiuerocH 
TocyuapcTBa nnn Hei, HMeeT b floroBapHBaioiueMcn 
TocyuapcTBe nocTonHHoe ynpe>KfleHHe, h ecnn oön3aienbCTBO 
BbinnaHHBaib TaKne nHueH3HOHHbie nnaie>KH öbino npHHmo 
flnn Hy>Kfl stoto nocTOBHHOro ynpe>KfleHHn h ecnn nocTonHHoe 
ynpe>KfleHHe HeceT pacxoflbi no Bbinnaie nnueH3HOHHbix 
nnaiexLen, to TaKne nnaie>KH CHHTaiOTCn bo3hhkluhivih b tom 
TocyuapcTBe, b kotopom pacnonoweHO nocTonHHoe ynpe- 
>KfleHHe. 

(6) Ecnn BcneflCTBHe ocoöbix OTHOiueHHH Me>Kfly nna- 
TenbiuHKOM h npaBOOÖnauaieneM nnn Me>Kfly Ka>KflbiM H3 hhx 
h KaKHM-nnöo TpeibHM nnpoM cyMMa nHueH3HOHHbix nnaiexren 
OTHOCHTenbHO oöueMa ycnyr, nexoiunx b hx ocHOBe, 
npeBbimaeT cyMMy, KOTopan öbina 6bi cornacoßaHa Mewuy 
nnaienbiuHKOM h npaBOOÖnauaieneM npn OTCyTCTBHH t3khx 
OTHOmeHHH, to nonoweHHa HacTomueH CTaTbn npHMeHntOTcn 
TonbKO k nocneuHen ynoMBHyTOH cyMMe. B TaKOM cnynae 
H3ÖbiTOHHan cyMMa MOxreT oönaraTbcn HanoroM b coot- 
BeTdBHH c 3aKOHOuaienbdBOM Ka>Kuoro H3 floroßapHBa- 
kdluhxcb TocyuapcTB h c yneTOM HHbix nono>KeHHn HacToniuero 
CornaineHHn. 

CTaTbn 13 

ripHÖblJlb OT OTHy>KfleHMn MMy luecTBa 

(1) ripHÖbinb, nonynaeMan pe3HfleHTOM fjoiOBapHBaiOLue- 
rocn rocyuapcTBa ot OTHyxrnaHHa HeuBHXLHMOro HMyiuecTBa, 
KOTopoe pacnono>KeHO b upyroM floroBapnBaiOLueMcn Tocy- 
uapcTBe, MO>Kei oönaraTbcn HanoroM b 3tom upyroM 
TocyuapcTBe. 

(2) ripHÖbinb ot OTHyxrueHHn aKUHH h npoHHX uonen ynacTHB 
b KOMnaHHH, aKTHBbi kotopoh npeHMyiuecTBeHHO, npnMO HBH 
KOCBeHHO coctobt H3 HeuBH>KHMoro HMyiuecTBa, pacnono- 
>KeHHoro b floroBapHBatOLueMCB TocyuapcTBe, MO>KeT 
oönaraTbcn HanoroM b otom T ocyuapcTBe. 

(3) ripHÖbinb OT OTHy>KUeHHH UBH>KHMOTO HMyiuecTBa, 
npeucTaBnniOLuero coöoh aKTHBbi nocTOBHHOro ynpe>KneHHB, 
KOTopoe npeunpHBTne fjoroßapHBaioiuerocH TocyuapcTBa 
HMeeT b upyroM floroBapHBaioiueMcn TocyuapcTBe, BKutonan 
TaKne cyMMbi npnöbinH, KOTopbie M3BneKatOTCn b cbb3h c 
OTHyx<ueHHeM TaKoro nocTOBHHOro ynpe>KueHHn (OTuenbHO 
huh BMede c odanbHbiM npeunpnnTHeM), MOx<eT oönaraTbcn 
HanoroM b stom upyroM TocyuapcTBe. 

(4) ripHÖbinb OT OTHy>KHeHHS MOpCKHX HnH B03UyLUHblX CyUOB, 
SKcnnyaTnpyeMbix b Me>KuyHapouHbix nepeB03Kax, cyuoB, 
npeuHa3HaneHHbix unn BHyipeHHero bouhoto TpaHcnopia, a 
TaK?Ke nBH>KHMoro HMyLuecTBa, npeuHa3HaneHHoro unn 
SKCnnyaiauHH T3khx cyuoB nnn B03uyiuHbix cyuoB, MO>KeT 
oönaraTbcn HanoroM TonbKO b tom floroBapnBaiOLueMcn 
TocyuapcTBe, b kotopom HaxounTca MecTO tjtaKTHHecKoro 
pyKOBOumuero opraHa npeunpnnTHn. 

(5) ripHÖbinb ot OTHyx<ueHHa HMyiuecTBa, He oöo3HaneHHoro 
b nyHKTax 1 - 4 HacToniuen CTaTbn, MO>xeT oönaraTbcn HanoroM 
TonbKO b floroßapHBaiOLueMcn TocyuapcTBe, pe3nueHTOM 
KOToporo BBnneTCH nnpo, OTny>Kuaioiuee oto HMyiuecTBO. 
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(6) Bei einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat 
während mindestens fünf Jahren ansässig war und die im ande- 
ren Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 5 nicht 
das Recht des erstgenannten Staates, bei Anteilen an Gesell- 
schaften, die im erstgenannten Vertragsstaat ansässig sind, 
nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei der Person 
einen Vermögenszuwachs bis zu ihrem Wohnsitzwechsel zu 
besteuern. In diesem Fall wird der im erstgenannten Staat 
besteuerte Vermögenszuwachs bei der Ermittlung des späteren 
Vermögenszuwachses durch den anderen Staat nicht einbezo- 
gen. 


Artikel 14 

Einkünfte aus unselbständiger Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 15 bis 18 können Gehälter, Löhne 
und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in die- 
sem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im 
anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, 
so können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat 
besteuert werden. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen Ver- 
tragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erst- 
genannten Staat besteuert werden, wenn 


a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger 
als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der 
während des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, 
aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeit- 
geber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat ansässig 
ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte getragen 
werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 2 finden keine Anwen- 
dung auf Vergütungen für Arbeit im Rahmen gewerbsmäßiger 
Arbeitnehmerüberlassung. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels können Vergütungen für eine an Bord eines Seeschiffs oder 
Luftfahrzeugs im internationalen Verkehr oder an Bord eines 
Schiffes im Binnenverkehr ausgeübte unselbständige Arbeit in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet, das 
das Schiff oder Luftfahrzeug betreibt. 


Artikel 15 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche 
Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person in 
ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs- 
rats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, können im anderen Staat besteuert werden. 


(6) ilpnMeHMTeribHO k t}M3nHecKOMy nnpy, aBnaBineMyca 
pe3MfleHTOM floroBapuBaiOLneroca TocyflapcTBa Ha 
npo™>KeHnn He MeHee na™ neT h CTaBweMy pe3nfleHTOM 
flpyroro floroBapnBaiOLueroca TocyflapcTBa, nonoweHna 
nyHKTa 5 HacToamen CTaTbn He 3aTparnBaiOT npaBa nepBoro 
ynoMHHyroro TocyflapcTBa noflBepraTb npnpocT HMymecTBa 
ynoMHHyroro nnpa b OTHOweHnn flonen ynacma b KOivmaHnax, 
aßjiaiOLUHXCH pe3HfleHTaMM nepBoro ynoMaHyioro floroBapn- 
BaKDLueroca TocyflapcTBa, HanorooönoweHnto b cooTBeTCTBnn 
c ero HapnoHajibHbiMM npaBOBbiivin aKTaMM BnnoTb flo MOMeHTa 
CMeHbi nnpoivi Medo>KMTenbCTBa. B TaKOM cnynae npnpocT 
HMymecTBa, oöno>KeHHbin HanoroM b nepBOM ynoMaHyTOM 
TocyflapcTBe, He öyfleT npnHHMaTbca b yneT flpyrnM 
T ocyflapcTBOM npH HcnncneHnn nocneflytoiflero b flanbHenLueM 
npnpocTa HMymecTBa. 

CTaTbn 1 4 

floxoflbi ot paöoTbi no HaHMy 

(1) C yneTOM nonoweHna CTaien 15 - 18 HacToamero 
CornaiiieHna >xanoBaHbe, 3apaöoTHaa nnaia n aHanornHHbie 
B03Harpa>KfleHMa, nonynaeMbie pe3npeHTOM floroBapnBaiome- 
roca TocyflapcTBa ot paöOTbi no HaPiMy, MoryT oönaraTbca 
HanoroM TonbKO b stom T ocynapcTBe, ecrin TonbKO paöoTa He 
BbinoriHaeTca b flpyroM floroBapHBaiomeMca TocyflapcTBe. 
Ecnki paöoTa BbinoriHaeTca b HeM, to nonyneHHbie b 3toü cbh3h 
B 03Harpa>KfleHMa MoryT oönaraTbca HanoroM b 3tom flpyroM 
T ocypapcTBe. 

(2) HecMOTpa Ha nono>KeHna nyHKTa 1 HacToamePi CTaTbn, 
B03Harpa>KfleHMa, nonynaeMbie pe3HfleHTOM floroßapHBaioine- 
roca TocyflapcTBa b CBa3n c paöOTOn no HaPiMy, ocy- 
ipecTBiiaeiviOM b flpyroM floroßapHBaiOLneMca rocypapcTBe, 
MoryT oönaraTbca HanoroM TonbKO b nepBOM ynoMaHyTOM 
TocyflapcTBe, ecnn: 

a) nonynaTenb npeöbiBaeT b ppyroM TocyflapcTBe b oöiflen 
cno>KHOCTn He öonee neM 183 flHa b TeneHHe ntoöoro 
flBeHaflpaTMMecaHHoro nepnofla, HaHMHatoifleroca kinn 
3aKaHHMBaiou4eroca b cooTBeTCTByiOLfleM HanoroBOM rofly, 
M 

b) B03Harpa>KfleHMa BbinnaHMBaKDTca paöoTOflaTeneM mbh ot 
MM eHH paöoTOflaTena, KOToputi He aßnaeica pe3MfleHTOM 
flpyroro T ocyflapcTBa, m 

c) pacxoflbi no Bbinnaie B03Harpa>KfleHMn He HeceT 
nocTOBHHoe ynpe>KfleHne, KOTopoe paöoTOflaTenb HMeeT b 
flpyroM TocyflapcTBe. 

(3) Tlono>KeHna nyHKTa 2 HacTOBLflefi CTaTbn He npnMeHaiOTCa 
k B03Harpa>KfleHnaM b CBa3n c paöoToPi HaeMHbix paöoTHMKOB b 
paMKax KOMMepnecKon Cflaan nx b apeHfly. 

(4) HecMOTpa Ha npeflbiflyiflne nonoweHnn HacToaiflen 
CTaTbn, B03Harpa>KfleHna 3a paöoTy no HanMy, KOTopaa 
ocymecTBnaeTca Ha öopiy MopcKoro nnn B03flyuiHoro cyflHa, 
SKCnnyampyeMoro b Me>KflyHapoflHbix nepeB03Kax, nnn Ha 
öopiy cyflHa, npeflHa3HaHeHHoro nnn BHyTpeHHero boahoto 
TpaHcnopTa, MoryT oönaraTbca HanoroM b tom floro- 
BapnBaiomeMca TocyflapcTBe, b kotopom HaxoflnTca MecTO 
cfjaKTnaecKoro pyKOBOflamero opraHa npeflnpnama, SKCnnya- 
TnpyiOLuero cyflHO nnn B03flyujH0e cyflHO. 

CTaTbn 1 5 

Bo3Harpa>KfleHnn HneHaM 
HaönroflaTenbHbix coBeTOB n cobctob AkipeKTopoB 

Bo3Harpa>KfleHna HneHaM HaöntoflaTenbHbix cobstob nnn 
coBeTOB flnpeKTopoB n aHanornnHbie BbinnaTbi, nonynaeMbie 
pe3nfleHTOM floroßapnBaiOLueroca TocyflapcTBa b KanecTBe 
nneHa HaönKiflaTenbHoro coBeia nnn coßeTa flnpeKTopoB 
KOMnaHnn, aBnaioiflenca pe3nfleHT0M flpyroro floroßapn- 
BaKDineroca TocyflapcTBa, MoryT oönaraTbca HanoroM b otom 
flpyroM TocyflapcTBe. 
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Artikel 16 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7 und 14 können Einkünfte, die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie Büh- 
nen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder 
als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich aus- 
geübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 


(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sport- 
ler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht 
dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person 
zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7 und 14 in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder 
Sportler seine Tätigkeit ausübt. 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder über- 
wiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder 
einem seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder 
von einer im anderen Staat als gemeinnützig anerkannten Ein- 
richtung finanziert wird. In diesem Fall können die Einkünfte nur 
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person 
ansässig ist. 


Artikel 17 
Ruhegehälter, 

Renten und ähnliche Vergütungen 

(1 ) Vorbehaltlich des Artikels 1 8 Absatz 2 können Ruhegehälter 
und ähnliche Vergütungen oder Renten, die eine in einem Ver- 
tragsstaat ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat 
erhält, nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 


(2) Bezüge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natür- 
liche Person aus der gesetzlichen Sozialversicherung des ande- 
ren Vertragsstaats erhält, können abweichend von Absatz 1 nur 
in diesem anderen Staat besteuert werden. 


(3) Wiederkehrende und einmalige Vergütungen, die ein Ver- 
tragsstaat oder eine seiner Gebietskörperschaften an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person als Entschädigung für 
politische Verfolgung oder für Unrecht oder Schäden aufgrund 
von Kriegshandlungen (einschließlich Wiedergutmachungs- 
leistungen) oder des Wehr- oder Zivildienstes oder eines Verbre- 
chens, einer Impfung oder ähnlicher Vorkommnisse zahlt, können 
abweichend von Absatz 1 nur im erstgenannten Staat besteuert 
werden. 


(4) Der Begriff „Rente“ bedeutet einen bestimmten Betrag, der 
regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten lebenslänglich oder 
während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts 
aufgrund einer Verpflichtung zahlbar ist, die diese Zahlungen als 
Gegenleistung für eine in Geld oder Geldeswert bewirkte ange- 
messene Leistung vorsieht. 

(5) Unterhaltszahlungen, einschließlich derjenigen für Kinder, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, sind in dem ande- 


CTaTbfl 16 

ApTMCTbl M CnOpTCMeHbl 

(1) HecMOTpa Ha nono>KeHHH CTaTen 7 h 14 HacTonmero 
CornaiiieHMH, floxoflbi, nonynaeMbie pe3HfleHT0M flojOBapn- 
Baioineroca TocyflapcTBa b KanecTBe apTHCTa-HcnonHHTenn, 
TaKoro, ksk apTMCTa Teaipa, khho, papno m TeneBkipeHHH, hjih 
My3biKaHTa, a TaK>Ke b KanecTBe cnopTCMeHa ot ero jimhho 
ocymecTBnaeMOM flesTe/ibHOCTM b flpyroM floroBapHBatomeMca 
TocyflapcTBe, MoryT oönaraTbcn HanoroM b 3tom flpyroM 
T ocypapcTBe. 

(2) B cnynae ecriM floxoflbi ot ocyinecTBnneiviOH /imhho 
apTHCTOM min cnopTCMeHOM b TaKOM CBoeM KanecTBe 
fleflTeribHOCTM HaHMCJlHIOTCH He CaMOMy apTMCTy MHM 
cnopTCMeHy, a MHOMy nnpy, to sth floxoflbi, HecMOTpn Ha 
nonoweHHfl CTaTeü 7 m 14 HacTomnero CojnaLueHHH, MoryT 
oönaraTbCH HanoroM b tom floroBapHBaiomeivicfl r ocynapcTBe, 
B KOTOpOM apTMCT HJIH CnOpTCMeH OCymeCTBJIBeT CBOK) 
fleflTejlbHOCTb. 

(3) riOJIO>KeHHR nyHKTOB 1 H 2 HaCTOHipeH CTaTbH He 
npHMeHHIOTCH K flOXOflaM OT fleHTejIbHOCTH, OCymeCTBJlfleMOH 
apTHCTaMH HJIH CnOpTCMeHaMH B flOJOBapHBaiOLUeMCH 
rocypapcTBe, ecnn hx npeöbiBaHne b stom rocypapcTBe 
nojiHOCTbio hjih npeHMymecTBeHHO tjtHHaHCHpyeTcn 3a cneT 
jocypapcTBeHHbix cpepcTB flpyroro flojOBapHBaioinejocn 
rocypapcTBa, oahoh h 3 ejo 3eiviejib hjih oahojo h3 hx 
aflMHHHCTpaTHBHO-TeppHTOpHajIbHblX 0Öpa30BaHHH, JIHÖO 
opjaHH3apMeH, npH3H3HH0H b 3TOM ppyroivi rocypapcTBe 
oöipecTBeHHO nojie3HOH (ÖJiajOTBopHTejibHon). B TaKOM cnynae 
flOXOflbl MOjyT OÖJiajaTbCB TOJlbKO B flOJOBapHBaiOmeMCH 
rocypapcTBe, pe3HfleHTOM KOToporo HBnneTcn apTHCT hjih 
cnopTCMeH. 

CTaTbfl 17 

rieHCMH, peHTbi m aHanorHHHbie BbinnaTbi 

(1) C yneTOM nonox<eHHH nyHKTa 2 CTaTbH 18 HacToniuejo 
CojjiaiiieHHH neHCHH h aHanojHHHbie B03Hajpa>KfleHHH hjih 
peHTbi, KOTopue nonynaeT pe3HfleHT flojOBapHBaiOLuejocn 
rocypapcTBa H3 ppyrojo flojOBapHBaioinejocn TocyflapcTBa, 
MoryT oÖJiajaTbca hsjiojom TOJlbKO b nepBOM ynoMHHyTOM 
T ocypapcTBe. 

(2) BbinnaTbi, KOTopbie nonynaeT cf>M3HHecKoe nnpo, 
BBJiHiOLueecB pe3HfleHTOM flojOBapHBaiOLuejocn TocyflapcTBa, 
3a cneT oörmTenbHOJo copnajibHOJo CTpaxoBaHnn npyrojo 
flojOBapHBaiOLnerocn rocynapcTBa, b OTJinnne ot nonoxreHHH 
nyHKTa 1 HacTonmen CTaTbH MoryT oönajaTbcn Hanojoivi 
TOJlbKO b 3tom flpyjoivi rocypapcTBe. 

(3) riepHOflHHecKHe h eflHHOBpeivieHHbie B03Hajpa>KfleHMH, 
KOTopbie BbinnaHHBaeT flojOBapHBatomeecn rocypapcTBO hjih 
O flHO H3 ejo aflMHHHCTpaTHBHO-TeppHTOpHajlbHblX 0Öpa30BaHHH 
pe3HfleHTy ppyjojo floroBapnBaiomejocH TocyflapcTBa b 
B 03MemeHHe ymepöa, noHeceHHoro BcnepcTBHe nojiHTHnecKOJo 
npecneflOBaHHH, b B03MemeHHe np0THB03aK0HH0CTH hjih 
ymepöa BcneflCTBne BoeHHbix pencTBHH (BKJiiOHaH KOMneH- 
capnoHHbie BbinnaTbi h nocoÖHn), 0ÖB3aTenbH0H BoeHHoPi hhh 
anbTepHaTHBHOH rpa>KflaHCKOH cnywöbi, npecTynneHMH, 
npHBHBKH HHH aHanOJHHeCKHX COÖblTHH, MOjyT oönajaTbcn 
Hanojoivi TonbKO b nepBOM ynoMBHyTOM TocyflapcTBe, b 
OT nHHne ot nonoweHHH nyHKTa 1 HacTOBinen CTaTbH. 

(4) TepMHH «peHTa« 03HanaeT onpepeneHHyio cyMMy, 
KOTopan perynnpHO BbinnaHHBaeTCH b ycTaHOBneHHbie cpoKH, 
no>KH3HeHHO hhh Ha npoTn>KeHHH onpefleneHHoro nnöo 
onpepenHMOJo nepnopa BpeivieHH, Ha ocHOBaHHH oÖH3a- 
TenbCTBa, npeflycMaTpHBatoinero sth BbinnaTbi b KanecTBe 
B03MeineHHn 3a apeKBaTHyio ycnyry, npefloCTaßneHHyio 
peHbraiviH nnn MaTepnanbHbiMH peHHOCTHiviH. 

(5) BbinnaTbi HxrflHBeHpaivi b KanecTBe cpepcTB k 
cymecTBOBaHHio, BKniOHan annivieHTbi Ha peTen, KOTopbie 
BbinnaHHBaeT pe3HpeHT JHojOBapHBatomerocn rocypapcTBa 
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ren Staat von der Steuer befreit. Das gilt nicht, soweit die Unter- 
haltszahlungen im erstgenannten Staat bei der Berechnung des 
steuerpflichtigen Einkommens des Zahlungsverpflichteten ab- 
zugsfähig sind; Steuerfreibeträge zur Milderung der sozialen 
Lasten gelten nicht als Abzug im Sinne dieser Bestimmung. 


pe3HfleHTy flpyroro fjoroBapMBaiOLflero TocyflapcTBa, 
ocBo6o>KflaiOTCH ot Hanorooöno>KeHMa b stom flpyroM 
TocyflapcTBe. HacTomnee nonoweHMe He npMMeHaeTCH, ecnn 
3 tm BbinnaTbi b nepBOM ynoMBHyTOM TocyflapcTBe noflnewaT 
BbineTy npM MCHMCneHMM coBOKynHoro HanorooönaraeMoro 
floxofla hx nnaienbiuMKa; cyMMbi, He oönaraeMbie HanoroM b 
penax oönerneHMa copManbHoro öpeMeHM, He CHMTatOTca 
BbineTOM B nOHMMaHMM HaCTOBLLterO n0J10>KeHMB. 


Artikel 18 
Öffentlicher Dienst 


( 1 ) 

a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen 
Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses 
Staates an eine natürliche Person für die diesem Staat, einem 
seiner Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts geleiste- 
ten Dienste gezahlt werden, können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 


b) Diese Vergütungen können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat 
ansässig ist und 


aa) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 


bb) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig 
geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

( 2 ) 

a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses Staates 
oder aus von diesem Staat, einem seiner Länder, einer ihrer 
Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen Per- 
son des öffentlichen Rechts errichteten Sondervermögens an 
eine natürliche Person für die diesem Staat, einem seiner 
Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer ande- 
ren juristischen Person des öffentlichen Rechts geleisteten 
Dienste gezahlt werden, können nur in diesem Staat be- 
steuert werden. 


b) Diese Ruhegehälter können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die natürliche Person in diesem 
Staat ansässig und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 


(3) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats, eines seiner Länder, einer ihrer Gebietskörper- 
schaften oder einer anderen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts dieses Staates erbracht werden, ist Artikel 14, 15, 16 
oder 17 anzuwenden. 


(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im Rahmen 
eines Programms der wirtschaftlichen Zusammenarbeit eines 
Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Gebiets- 
körperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von diesem Staat, 
dem Land oder der Gebietskörperschaft bereitgestellt werden, 
an Fachkräfte oder freiwillige Helfer gezahlt werden, die in den 
anderen Vertragsstaat mit dessen Zustimmung entsandt worden 
sind. 


CTaTbfl 18 


(1) 


rocyflapcTBeHHan cny«6a 


a) >KanoBaHbe, 3apaöoTHaa nnaia m aHanorMHHbie 
B03Harpax<fleHMH, 3a MCKjnoneHMeivi neHCMM, 
BbinnanMBaeMbie floroBapMBatOLflMMca TocyflapcTBOM, 
OflHOM M3 ero 3eMejlb MJIM OflHMM M3 MX aflMMHMCTpaTMBHO- 
TeppMTOpMaribHblX 0Öpa30BaHMM, J1MÖO MHbIM lOpMflMHeCKMM 
jiMpoM nyöriMHHO-npaBOBoro ciaTyca stoto TocyflapcTBa 
tf)M3MHecKOMy jiMpy 3a cny>KÖy, ocyLpecTBnaeMyio Ana 3Toro 
TocyflapcTBa, oahom M3 ero 3eivienb, oflHoro M3 mx 
aflMMHMCTpaTMBHO-TeppMTOpManbHblX 06pa30B3HMM MJIM 
MHOro lopMflMHecKoro riMpa nyöriMHHO-npaBOBoro ciaiyca 
MoryT oönaraTbca HanoroM TOJibKO b stom TocyflapcTBe. 

b) YKa3aHHbie B03Harpax<fleHMa MoryT, oflHaxo, oönaraTbca 
HanoroM TonbKO b flpyroM floroBapMBaiomeMCH 
TocyflapcTBe, ec™ yxa3aHHaa cny>KÖa ocymecTBnaeTca b 
stom flpyroM TocyflapcTBe m cj)M3MHecKoe nMpo aBnaeTca 
pe3MfleHTOM paHHoro TocyflapcTBa, a TaioKe: 

aa) BBnaeTCB HapMOHanbHbiM nMpoM paHHoro 
T ocypapcTBa mjim 

bb) CTano pe3MfleHT0M flaHHoro TocyflapcTBa He Tont>KO 
riMLUb b penax ocyiflecTBneHMa cnyx<6bi. 

( 2 ) 


a) neHCMM, BbinnanMBaeMbie floroßapMBaiOLflMMCH TocyflapcTBOM, 
OflHOM M3 ero 3eMenb MHM OflHMM M3 MX aflMMHMCTpaTMBHO- 
TeppMTOpManbHblX 0Öpa30BaHMM, HMÖO MHbIM lOpMflMHeCKMM 
nnpoM nyönMHHO-npaBOBOro ciaiyca 3Toro TocyflapcTBa 
mhm 3a cneT cfiOHfla, co3flaHHoro 3tmm TocyflapcTBOM, 
OflHOM M3 ero 3eMenb MHM OflHMM M3 MX aflMMHMCTpaTMBHO- 
TeppMTOpManbHblX 0Öpa30BaHMM HMÖO MHbIM lOpMflMHeCKMM 
nMflOM nyönMHHO-npaBOBOro CTaiyca, cj}M3MnecKOMy nMpy 
3a cny>KÖy, ocyiflecTBneHHyio flna aioro TocyflapcTBa, 
OflHOM M3 ero 3eMenb, OflHOTO M3 MX aflMMHMCTpaTMBHO- 
TeppMTOpManbHblX 0Öpa30BaHMM MHM MHOTO lOpMflMHeCKOrO 
nMpa nyönMHHO-npaBOBOro ciaiyca, MoryT oönaraTbca 
HanoroM TonbKO b stom TocyflapcTBe. 

b) YKa3aHHbie neHCMM MoryT, oflHaxo, oönaraTbca HanoroM 
TonbKO b flpyroM floroBapMBaiOLfleMCB TocyflapcTBe, ecnM 
tj3M3MHeCK0e nMflO HBnaeTCH pe3MfleHT0M M HapMOHanbHbiM 
nMflOM 3Toro flpyroro TocyflapcTBa. 


(3) B OTHOLueHMM B03Harpa>KfleHMM m neHCMM 3a ycnyrM, 
OKa3biBaeMbie b cbh3m c npeflnpMHMMaTenbCKoPi fleaTenbHOCTbio 
floroßapMBaiOLflerocB TocyflapcTBa, oahom M3 ero 3eMenb, 
OflHOTO M3 MX aflMMHMCTpaTMBHO-TeppMTOpManbHblX 0Öpa30BaHMM 
mhm mhoto lopMflMHecKoro nMpa nyönMHHO-npaBOBOro CTaTyca, 
npMMeHBIOTCB nOnO>KeHMB CTaTbM 14, 15, 16 MnM 17 

HacToaiflero CornaiiieHMa. 


(4) nono>KeHMB nyHKTa 1 HacToameM CTaTbM npMMeHatOTCa 
COOTBeTCTBeHHO K B03Harpa>KfleHMHM, BbinnaHMBaeMblM B 
paMxax nporpaMMbi TexHMHecKoPi noMOLflM floroBapMBatOLperoca 
TocyflapcTBa, oahom m3 ero 3eMenb MnM oflHoro M3 mx 
aflMMHMCTpaTMBHO-TeppMTopManbHbix oöpa30BaHMM 3a cneT 
cpeflCTB, BbiflenaeMbix MCKniOHMTenbHO 3tmm TocyflapcTBOM, 
3T0M 3eMnePi MHM 3TMM aflMMHMCTpaTMBHO-TeppMTOpManbHbIM 
oöpa30BaHMeM, cnepManMCTaM MnM floöpoßonbHbiM 
noMOLpHMKaM, HanpaBneHHbiM b flpyroe floroBapMBaiOLfleecH 
T ocyflapcTBO c ero cornacMa. 
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(5) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Vergütungen, 
die vom oder für das Goethe-Institut Inter Nationes oder den 
Deutschen Akademischen Austauschdienst der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlt werden. Eine entsprechende Behandlung 
der Vergütungen anderer vergleichbarer Einrichtungen der Ver- 
tragsstaaten kann durch die zuständigen Behörden im gegen- 
seitigen Einvernehmen vereinbart werden. Werden diese Ver- 
gütungen im Gründungsstaat der Einrichtung nicht besteuert, so 
gilt Artikel 14. 


Artikel 19 

Gastprofessoren, Lehrer und Studenten 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver- 
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver- 
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausches 
in diesem Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich zur 
Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vorlesungen oder 
zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei dieser Einrichtung 
aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig 
war, ist in dem erstgenannten Staat mit ihren für diese Tätigkeit 
bezogenen Vergütungen von der Steuer befreit, vorausgesetzt, 
dass diese Vergütungen von außerhalb dieses Staates bezogen 
werden. 


(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der 
sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder zur 
Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat 
ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Aus- 
bildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert 
werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses 
Staates stammen. 


Artikel 20 
Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, 
die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, können 
ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert 
werden. 


(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweg- 
lichem Vermögen nicht anzuwenden, wenn der in einem Ver- 
tragsstaat ansässige Empfänger im anderen Vertragsstaat eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus- 
übt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 


Artikel 21 
Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, 
kann im anderen Staat besteuert werden. 


(5) riono>KeHMS nyHKTOB 1 u 2 HacTOHLuen CTaTbn 
npnivieHfliOTCfl cooTBeTCTBeHHO k B03Harpa>KfleHnsivi, 
BbinnaHMBaeMbiM co CTopoHbi ujim ot mvieHM klHCTMTyTa TeTe - 
Mmep HapuoHec htim TepiviaHCKOM cny>K6bi axafleMMHecKMx 
oÖMeHOB OeflepaTMBHOü PecnyönnKn TepiviaHns. KoMneieHTHbie 
opraHbi no B3anMH0My cornacmo MoryT floroBopHTbcn o 
npuivieHeHMM cooTBeTCTByioinero noflxofla k B03Harpa>KfleHnsM 
MHbix aHanorMHHbix ynpe>KfleHHM floroBapnBaiOLHuxcH F ocypapcTB. 
Ecjih yKa3aHHbie B03Harpa>KfleHMs He oönaraiOTCH HanoroM b 
rocynapcTBe-ynpeflHTene ynpe>KfleHMH, to peücTBytOT 
nonoweHHH CTaTbM 14 HacTOBLuero CornaweHMH. 

CTaTbn 19 

ripenoßaBaTemi, yHMTenn m CTyfleHTbi 

(1) (Dn3HHecKoe jihl( 0, Haxoflmneecfl no npnrnaiueHnio 
floroBapHBaiOLnerocs rocypapcTBa hjim yHHBepcmeTa, 
Bbicmero yneÖHOro 3aBefleHMfl, LUKOJibi, My3en min Kaxoro-riMÖo 
MHOro ynpe>KfleHMH KynbTypbi 3Toro floroßapHBaiOLflerocfl 
TocyflapcTBa, htih b paivixax oc(tML|Ma.nbHoro KyribTypHoro 
oÖMeHa b 3tom floroBapHBaKDLueMcn rocypapcTBe He öonee 
flByx neT MCKJitOHHTenbHO c penbKD ocyLpecTBneHHH 
npenoflaBaienbCKOM flenTenbHOCTM, HTeHMH neKflMM htih 
ocymecTBneHMH MCcneflOBaienbCKOM flenTe/ibHOCTM b 
yKa3aHHOM ynpe>KfleHMn m HBJisiOLueecH pe3MfleHT0M flpyroro 
floroßapHBaiOLnerocH TocynapcTBa mtih BnnoTb flo Bteafla b 
nepßoe ynoMHHyioe rocypapcTBO HB/iHBLueecn TaxoBbiM, 
ocBOöo>KflaeTCH ot Hanorooöno>KeHMH b stom nepBOM 
TocyflapcTBe b OTHOiueHHM nonyneHHbix 3a yKa3aHHyio 
flenTeribHOCTb B03Harpa>KfleHMM npn ycnoBHM, hto flaHHbie 
B03Harpa>KfleHMH nonyneHbi M3 mctohhmkob 3a npeflenaMM 
3Toro T ocypapcTBa. 

(2) BbinnaTbi, npeflHa3HaneHHbie flnn npo>KHBaHHH, yneöbi 
min noflTOTOBKH, KOTopbie nonyMaeT CTyfleHT, npaKTHKaHT mhh 
ynainHMCH, HaxoflHLUHMCs b floroBapHBaioineMcn rocypapcTBe 
HCKntOHmenbHO c penbio yneöbi min noflroTOBKM h 
HB nsiOLUHMCH pe3MfleHTOivi flpyroro floroBapHBaiomerocs 
rocypapcTBa mjim BnnoTb po Btespa b nepßoe ynoMHHyioe 
rocypapcTBO hb/ihbllimhch TaKOBbiM, He nofljie>xaT 
Hanorooöno>KeHHio b nepBOM ynoMHHyTOM TocyflapcTBe, ecrin 
mctohhmkm 3thx BbinnaT HaxoflHTCs 3a npeflenaMM 3Toro 
T ocypapcTBa. 

CTaTbn 20 
IlHbie flOXOflbl 

(1) floxoflbi, nonynaeMbie pe3MfleHT0M floroBapHBaiomerocH 
rocypapcTBa, KOTopbie He paccMaTpMBanncb b npeflbiflymMx 
CTaTbnx HacTOfunero CornaiueHMn, He3aBncnM0 ot hx 
nponcxo>KfleHMH MoryT oönaraTbcn HanoroM Tonbxo b stom 
T ocyflapcTBe. 

(2) rionoweHHH nyHKTa 1 HacTOHLflen CTaTbn He npMMeHntOTcn 
K flOXOflaM, MHbIM, HeM flOXOflbl OT HeflBM>KMMOrO MMyLfleCTBa, 
ec™ no/iynaTenb, hbjihk)L4hhch pe3HfleHTOM floroBapnBaiOLflerocH 
rocynapcTBa, ocymecTBnneT b flpyroM floroBapnBaioineMCH 
T ocypapcTBe KOMMepnecxyio flenTenbHOCTb nepe3 pacnonoweHHoe 
b HeM nocTOHHHoe ynpe>KfleHHe, m npaBa htih MMymecTBeHHbie 
peHHOCTM, B OTHOLUeHMH KOTOpblX BbinnaHMBaiOTCH 3TH flOXOflbl, 
peanbHO CBB3aHbi c takhm nocTOHHHbiM ynpe>KfleHHeM. B TaxoM 
cnynae npMMeHniOTCH nono>xeHMH CTaTbn 7 HacTonmero 
CornaiueHHH. 

CTaTbn 21 
1/lMyiflecTBO 

(1) HeflBM>KMMoe HMymecTBO, npHHaflnexomee pe3HfleHTy 
floroBapHBaiOLflerocH TocyflapcTBa h pacnono>xeHHoe b 
flpyroM floroBapHBaiOLfleMCH TocyflapcTBe, MO>xeT oönaraTbcs 
HanoroM b stom flpyroM TocyflapcTBe. 
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(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, kann im anderen Staat besteuert wer- 
den. 


(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Ver- 
kehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert wer- 
den. 


Artikel 22 
Vermeidung der 

Doppelbesteuerung im Wohnsitzstaat 

(1) Bei einer in der Republik Tadschikistan ansässigen Person 
wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

Bezieht eine in der Republik Tadschikistan ansässige Person Ein- 
künfte oder hat sie Vermögen und können diese Einkünfte oder 
dieses Vermögen nach diesem Abkommen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland besteuert werden, so gestattet die Republik 
Tadschikistan 

a) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer 
den Betrag anzurechnen, der der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

b) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer 
den Betrag anzurechnen, der der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil 
der vor der Anrechnung ermittelten Steuer vom Einkommen oder 
vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte oder Ver- 
mögenswerte entfällt, die in der Bundesrepublik Deutschland 
besteuert werden können. 


Einkünfte oder Vermögenswerte einer in der Republik Tadschi- 
kistan ansässigen Person, die nach dem Abkommen von der 
Besteuerung in der Republik Tadschikistan auszunehmen sind, 
können gleichwohl in der Republik Tadschikistan bei der Fest- 
setzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen 
der Person einbezogen werden. 

(2) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer wer- 
den die Einkünfte aus der Republik Tadschikistan sowie die in 
der Republik Tadschikistan gelegenen Vermögenswerte aus- 
genommen, die nach diesem Abkommen in der Republik 
Tadschikistan besteuert werden können und nicht unter 
Buchstabe b fallen. 


Für Einkünfte aus Dividenden gelten die vorstehenden 
Bestimmungen nur dann, wenn diese Dividenden an eine in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft 
(jedoch nicht an eine Personengesellschaft) von einer in der 
Republik Tadschikistan ansässigen Gesellschaft gezahlt wer- 
den, deren Kapital zu mindestens 10 vom Plündert unmittel- 
bar der deutschen Gesellschaft gehört, und bei der Ermitt- 
lung der Gewinne der ausschüttenden Gesellschaft nicht 
abgezogen worden sind. 


(2) fjßn>KHMoe HMyiflecTBO, npeflCTaBnnioiflee coöon axTHBbi 
nocTOHHHOro ynpexTfleHnn, KOTopoe npeflnpnnTne 
floroBapnBaiOLuerocn rocypapcTBa HMeeT b npyroM 
floroBapHBaiomeMCH rocypapcTBe, MO>xeT oönaraTbcn 
HanoroM b stom npyroM TocyflapcTBe. 

(3) Mopcxne nnn B03flyniHbie cypa, sxcnnyaTnpyeMbie b 
M e>KflyHapoflHbix nepeB03Kax, a Taioxe flBn>xnMoe HMyiflecTBO, 
npeflHa3HaMeHHoe flnn SKCnnyaiapnn Taxnx Mopcxnx nnn 
B03flyujHbix cyflOB, MoryT noflne>xaTb Hanorooöno>xeHHK3 
Tonbxo b tom floroBapnBaxtifleMcn TOCyflapCTBe, B KOTOpOM 
HaxoflnTcn Meere cjDaxTHHecxoro pyxoBOflniflero oprarna 
npeflnpnnTnn. 

(4) Bce uHbie sneMeHTbi uMymecTBa pesnflema 
floroßapnBaiOLnerocn r ocyflapcTBa MoryT oönaraTbcn HanoroM 
Tonbxo b stom rocynapcTBe. 

CTaTbfl 22 

ycTpaHeHkie abomhoto 

HanorooönoxteHHFl b rocyßapcTBe pe3MfleHTCTBa 

(1) ripnMeHnTenbHO k pe3HfleHTy Pecnyönnxn TafpxnxHCTaH 
Hanorn ycTaHaBnnBaiOTCH cneflyioiflHM oöpa30M: 

Ecnn pe3nfleHT Pecnyönnxn TajpxnKncTaH nonynaeT floxofl 
nnn BnafleeT nMymecTBOM, KOTopue b cooTBeTCTBun c 
nonoxreHUBMU HacToninero CornaineHnn MoryT oönaraTbcn 
HanoroM b OeflepaTHBHOn Pecnyönnxe TepMaHnn, to 
P ecnyönnxa TaflxrnxncTaH n03B0nnT: 

a) BbinecTb n3 Hanora Ha floxofl 3Toro pe3HfleHTa cyMMy, 
paBHyio Hanory Ha floxofl, ynnaneHHOMy b OeflepaTHBHOn 
Pecnyönnxe TepMaHnn; 

b) BbmecTb n3 Hanora Ha nMymecTBO 3Toro pe3npeHTa cyMMy, 
paBHyio Hanory Ha HMyiflecTBO, ynnaneHHOMy b 
OeflepaTHBHOn Pecnyönnxe repMaHnn. 

3th BbineTbi b ntoöOM cnynae He flon>KHbi npeBbimaTb nacTb 
Hanora Ha floxofl nnn nMymecTBO, KOTopan öbina ncnncneHa flo 
npeflOCTaßneHnn BbineTa, OTHOcniflerocn k poxoflaM nnn 
HMyiflecTBeHHbiM peHHOCTHM, KOTopbie MoryT oönaraTbcn 
HanoroM b OeflepaTHBHOn PecnyönnKn P epMaHnn b 
COOTB eTCTBHH C ee 3aK0H0flaTenbCTB0M. 

Ecnn cornacHO nono>xeHHHM HacToninero CornaineHnn floxoflbi 
nnn HMyiflecTBeHHbie peHHOCTn pe3nfleHTa Pecnyönnxn 
TafpxnxHCTaH ocBOÖoxrflaxtTcn ot Taflxn/ixcxnx HanoroB, to 
Pecnyönnxa Ta,q>KHKMCTaH MO>xeT TeM He MeHee npn noflcneTe 
cyMMbi Hanora Ha ocTanbHyio nacTb floxofla nnn HMyiflecTBa 
3Toro pe3nfleHTa npnHHMaTb bo BHHMaHne ocBOöox<fleHHbie ot 
Hanora floxoflbi nnn HMyiflecTBeHHbie peHHOCTH. 

(2) ripnMeHHTenbiHO k pe3nfleHTy OeflepaTHBHOn 
Pecnyönnxn repMaHnn Hanorn ycTaHaBnnBaxDTCn cneflyioiflHM 
oöpa30M: 

a) 143 HanoroBon öa3bi repMaHCKnx HanoroB ncxniOHaiOTCn 
floxoflbi n3 Pecnyönnxn Tafl>xnxncTaH, a Tax>xe pacnonoxreHHbie 
b Pecnyönnxe Tafl>KnxncTaH HMyiflecTBeHHbie peHHOCTn, 
xoTopue b cooTBeTCTBnn c HacTOHiflHM ComaiiieHneM 
MoryT oönaraTbcn HanoroM b Pecnyönnxe Tafl>xnxncTaH n 
He noflnaflaiOT nofl flencTBne noflnyHXTa b) HacToniflero 
nyHKTa. 

ripnMeHnTenbHO x poxoflaM ot flHBHfleHflOB npeflbiflyiflne 
nono>xeHHH npnMeHnxncn Tonbxo b cnynae, ecnn sth 
flnBnfleHflbi BbinnaMHBaiOTCn KOMnaHnen (3a HCxnxtHeHneM 
npocToro TOBapniflecTBa), HBnmoiflencn pe3HfleHTOM 
OeflepaTHBHOn Pecnyönnxn repMaHnn, KOMnaHnen, 
HBnniOLflencH pe3nfleHTOM Pecnyönnxn TajflKHXHCTaH, 
xannTan xoTopon npnHaflnexwT He MeHee HeM Ha 10 
npopeHTOB HenocpeflCTBeHHO repMaHCxon xoMnaHnn, n 
ecnn ohh He öbinn BbNTeHbi npn ncnncneHnn npnöbinn 
xoMnaHnn, BbinnannBaiOLflen flnBnfleHflbi. 
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Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Ausschüttungen, falls 
solche gezahlt würden, nach den vorhergehenden Sätzen 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des deut- 
schen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die tadschikische Steuer angerechnet, die nach dem 
Recht der Republik Tadschikistan und in Übereinstimmung 
mit diesem Abkommen für diese Einkünfte gezahlt worden 
ist: 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 
bb) Lizenzgebühren; 

cc) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in der Republik 
Tadschikistan besteuert werden können; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 14 Absatz 3 in der Republik 
Tadschikistan besteuert werden können; 

ee) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 

ff) Einkünfte im Sinne des Artikels 1 6. 

c) Statt der Bestimmungen des Buchstabens a sind die Bestim- 
mungen des Buchstabens b anzuwenden auf Einkünfte im 
Sinne der Artikel 7 und 1 0 und die diesen Einkünften zugrun- 
de liegenden Vermögenswerte, wenn die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ansässige Person nicht nachweist, dass die 
Betriebsstätte in dem Wirtschaftsjahr, in dem sie den Gewinn 
erzielt hat, oder die in der Republik Tadschikistan ansässige 
Gesellschaft in dem Wirtschaftsjahr, für das sie die Ausschüt- 
tung vorgenommen hat, ihre Bruttoerträge ausschließlich 
oder fast ausschließlich aus unter § 8 Absatz 1 Nummern 1 
bis 6 des deutschen Außensteuergesetzes fallenden Tätigkei- 
ten bezieht; Gleiches gilt für unbewegliches Vermögen, das 
einer Betriebsstätte dient und die daraus erzielten Einkünfte 
(Artikel 6 Absatz 4) sowie für die Gewinne aus der Veräuße- 
rung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel 13 Absatz 1) 
und des beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen der 
Betriebsstätte darstellt (Artikel 13 Absatz 3). 


d) Die Bundesrepublik Deutschland behält aber das Recht, die 
nach den Bestimmungen dieses Abkommens von der deut- 
schen Steuer ausgenommenen Einkünfte und Vermögens- 
werte bei der Festsetzung ihres Steuersatzes zu berücksich- 
tigen. 

e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch- 
stabe b vermieden, 

aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zugeord- 
net oder verschiedenen Personen zugerechnet werden 
(außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich nicht durch 
ein Verfahren nach Artikel 24 Absatz 3 regeln lässt und 
wenn aufgrund dieser unterschiedlichen Zuordnung 
oder Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder Ver- 
mögenswerte unbesteuert blieben oder niedriger als 
ohne diesen Konflikt besteuert würden oder 


flna flenen Hanorooöno>KeHMH MMymecTBa M3 HanoroBon 
6a3bi repMaHCKux HanoroB ncKniOHaiOTCfl TaioKe floneBbie 
ynacTua, flMBMfleHflbi no KOTopbiM, ecnn 6bi ohm 
B binnannBanncb, noflne^KariM öbi MCKniOHeHMio n3 
HanoroBon 6a3bi cornacHO nono>KeHMflM npeflbiflyiflMX 
nacTeü HacTOHiflero noflnyHKTa. 

b) C yneTOM nono>KeHMH repMaHCKOro HanoroBoro 
3aKOHOflaTenbCTBa o npon3BOflCTBe 3aneTa nHOCTpam-ibix 
HanoroB npn oönoweHMM repiviaHCKmvin HanoraMn, B3MMaeMbiMM 
c floxopa, npnMeHHTe/ibHO k HM>KenpMBefleHHbiM floxoflaM 
npon3BOflHTCa 3aneT Tafl>KMKCKMX HanoroB, ynnaneHHbix 
no 3 thm flOxoflaM cornacHO 3aK0H0flaTenbCTBy Pecnyönnxn 
Tafl>KHKnCTaH n b cooTBeTCTBMM c HacTOfliflMM 
CornaiueHneivi: 

aa) flMBnfleHflaM, He noflnaflaioinMM nofl flencTBMe 
noflnyHKTa a) HacToaiflero nyHKTa; 

bb) nnfleH3MOHHbiM nnaTe>KaM; 

cc) floxoflaM, KOTopbie cornacHO nyHKTy 2 CTaTbH 13 
HacTOHLflero CornaLueHMfl MoryT oönaraTbcn HanoroM 
b PecnyöJiMKe Tafl>KMKMCTaH; 

dd) floxoflaM, KOTopbie cornacHO nyHKTy 3 CTaTbH 14 
HacTOHiflero CornaujeHMH MoryT oönaraTbcn HanoroM 
b Pecnyö/iMKe Tafl>KMKMCTaH; 

ee) B03Harpa>KfleHHHM nneHaivi HaönioflaTenbHbix coBeTOB 
h coBeTOB flnpeKTopoB; 

ff) flOXOflaM B nOHHMaHMH CTaTbH 16 HaCTOHLflerO 
CornaiueHMH. 

c) B OTHOLUeHHH flOXOflOB B nOHHMaHMH CTaTePi 7 H 10 
HacTOHiflero CornaiueHHB h HMyiflecTBeHHbix peHHOCTen, 
nexoiflMx b hx ocHOBe, bmccto nonoweHnn noflnyHKTa a) 
HacTOHiflero nyHKTa npMMeHHtOTcn nonoKeHHH noflnyHKTa 
b) HacTOHiflero nyHKTa, ecnn pe3MfleHT OeflepaTHBHOH 
PecnyöriHKH TepMaHMH He npeflCTaBnneT noflTBepwfleHMH o 
TOM, HTO nOCTORHHOe yHpe>KfleHHe B X03HHCTBeHH0M 
(OTHeTHOM) TOfly, B KOTOpOM OHO H3BJieKJ10 npHÖblJlb, HJ1H 
KOMnaHHH, HBTiRKJiflaHCH pe3HfleHTOM PecnyöriHKH 
Tafl>KHKHCTaH, B X03HHCTBeHH0M (OTHeTHOM) TOfly, B CHeT 
KOToporo OHa pacnpeflennna npHÖbuib, nonynann cboh 
BanOBOH flOXOfl MCKniOMMTenbHO HJ1H nOMTH HCKJllOHHTeTlbHO 
ot BHflOB fleaTenbHOCTH, noflnaflaiOLflHx nofl flencTBMe 
HOMepoB 1 - 6 nyHKTa 1 naparpatjja 8 3aKOHa 
OeflepaTHBHOH PecnyöriHKH TepMaHMH o BHewHMx Hanorax; 
to >xe nono>KeHHe flencTByeT b OTHOLueHHH HeflBM>KMMoro 
HMyiflecTBa, npeflHa3HaneHHOro flnn Hy>Kfl nocTOBHHOro 
ynpe>KfleHHH, h flOXOflOB, H3BneHeHHbix H3 Hero (nyHKT 4 
CTaTbH 6 HacTOHiflero CornameHHa), a TaK>Ke b OTHOiueHHH 
cyMM npnöbiriH ot OTHy>KfleHMH flaHHOro HeflBH?KHMOro 
HMyiflecTBa (nyHKT 1 CTaTbH 13 HacTomflero CornaiiieHMH) h 
flBM>KMMOrO HMyiflecTBa, npeflCTaBJlHKDLflerO COÖOH aKTHBbl 
nocTOHHHoro ynpe>KfleHMH (nyHKT 3 CTaTbH 13 HacTOHiflero 
CornaujeHHH). 

d) OeflepaTHBHan PecnyönnKa r epMaHnn ocTaßnaeT, oflHaKO, 
3a coöoh npaBO yHMTbiBaTb floxoflbi htih HMyiflecTBeHHbie 
peHHOCTH, H3bHTbie H3 o6no>KeHMH repMaHCKHMH HanoraMn, 
npn ycTaHOBneHHH HanoroBon CT3BKH, npHMeHneMon b 
OeflepaTHBHOH PecnyönnKe r epMaHnn. 

e) HecMOTpa Ha nonoweHnn noflnyHKTa a) HacTOHiflero 
nyHKTa, flBOHHoe Hanorooöno>KeHHe ycTpaHneTcn 
nocpeflCTBOM HanoroBoro 3aMeTa b cootb6tctbhh c 
noflnyHKTOM b) HacTOHLpero nyHKTa, 

aa) ecnn b floroBapnBaioiflMxcH r ocyflapcTBax floxoflbi htih 
HM yLfleCTBO OTHOCHTCfl K pa3HblM nOHO>KeHMHM 
HacTOHiflero CornaiiieHMH htim npHHHCnaiOTCH pa3HbiM 
riHflaM (KpoMe cnynaeB cornacHO CTaTbe 9 HacTompero 
CornaujeHHH) m 3tot KOHtfxnMKT Henb3B yperynnpoBaTb 
npopeflypoH b cootb6tctbhh c nonox<eHMHMM nyHKTa 3 
CTaTbH 24 HacTOHiflero CornaineHMH, h KOTfla BBHfly 
TaKoro pa3JiMHHoro OTHeceHnn htih npHHHcneHMB 
COOTBeTCTByiOLflHe flOXOflbl HTIH HMyiflecTBeHHbie 
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bb) wenn die Bundesrepublik Deutschland nach Konsulta- 
tion auf diplomatischem Weg andere Einkünfte notifi- 
ziert, bei denen sie die Anrechnungsmethode nach 
Buchstabe b anzuwenden beabsichtigt. Die Doppel- 
besteuerung wird für die notifizierten Einkünfte durch 
Steueranrechnung nach Buchstabe b vom ersten Tag 
des Kalenderjahres vermieden, das dem Kalenderjahr 
folgt, in dem die Notifikation übermittelt wurde. 


Artikel 23 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängen- 
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belas- 
tender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängen- 
den Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staa- 
tes unter gleichen Verhältnissen insbesondere hinsichtlich der 
Ansässigkeit unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Perso- 
nen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 


(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, 
dürfen in keinem Vertragsstaat einer Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige 
des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen unterwor- 
fen sind oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im ande- 
ren Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter- 
nehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 
Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie 
einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigun- 
gen zu gewähren, die er nur seinen ansässigen Personen ge- 
währt. 


(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1 , Artikel 1 1 Absatz 5 oder Arti- 
kel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren 
und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens 
unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erst- 
genannten Staat ansässige Person zum Abzug zuzulassen. Dem- 
entsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Ver- 
tragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässi- 
gen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Vermö- 
gens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie 
Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen 
Person zum Abzug zuzulassen. 


(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder 
teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Vertrags- 
staat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender 
ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Ver- 


peHHOCTM He öbuiM öbi noflBepmyTbi Hanorooöno>xeHHio 
min ÖbuiM 6 bi noflBepmyTbi MeHbimeMy 
Hanorooöno>KeHmo, neivi npn OTCyTCTBHM TaKoro 
KOHCjtJlMKTa, J1MÖO 

bb) ecjiM OeflepaTHBHaa PecnyöriHKa TepMaHnn nocne 
KOHcyjibTauMH yBeflOMTiaeT no flMnjiOMaTMHecKHivi 
KaHanaM oö MHbix floxopax, k KOTopbiM OHa 
npeflnonaraeT npmvieHHTb MeTOfl HanoroBoro 3aMeia 
cornacHO noflnyHKTy b). flBOMHoe Hanorooönox<eHHe b 
OTHO nieHMH yKa3aHHbix floxoflOB ycTpaHaeTCH nyTeM 
MeTOfla HanoroBoro 3aneTa cornacHO noflnyHKTy b) c 
nepßoro ahh KaneHflapHoro rofla, cneflyiomero 3a 
KaneHflapHbiM roflOM, b kotopom öbino nepeflaHO 
yBeflOMneHHe. 

CTaTbH 23 

HeflonyifleHMe HanoroBOü flHCxpHMMHaflMM 

(1) HapHOHaribHbie nnpa floroßapHBaioiflerocH TocyflapcTBa 
He MoryT noflBepraTbcn b flpyroM floroBapHBatoifleMcn 
TocyflapcTBe Hanorooöno>KeHnio htih CBH3aHHOMy c hhm 
OÖH3aTenbCTBy, MHblM HTIH ÖOJiee OÖpeMeHHTenbHbIM, HeM 
Hanorooöno>KeHHe htih CBB3aHHbie c hhm oön3aTenbCTBa, 
KOTopbiM noflBepraiOTCH htih MoryT noflBepraTbcn 
HapHOHaTibHbie Tinpa 3toto flpyroro TocyflapcTBa npn Tex >xe 
oöcTOBTenbCTBax, b nacTHOCTH, pe3HfleHTCTBa. HecMOTpa Ha 
nono>KeHHfl CTaTbH 1 HacTOHiflero CornaineHHH, flaHHoe 
nono>KeHHe npHMeHneTcn Tax>xe k jinpaivi, He bbtitholuhmch 
pe3HfleHTaMH hh oahoto H3 floroBapHBatoiflHxcH TocyflapcTB. 

(2) JlHfla 6e3 rpa>xflaHCTBa, HBnmoiflHecH pe3HfleHTaMH 
floroBapHBaioiflerocH TocyflapcTBa, He MoryT noflBepraTbcn hh 
B OflHOM H3 flOTOBapHBaiOLflHXCH T OCyflapCTB HaTIOTOOÖTIO>KeHHIO 
HTIH CBH3aHHOIViy C HHM 0ÖH3aTenbCTBy, HHbIM HTIH ÖOTiee 
OÖpeMeHHTenbHbIM, neM Hanorooöno>xeHHe hhh CBrmHHbie c 
hhm 0ÖH3aTenbCTBa, KOTopbiM noflBepraiOTCH hhh MoryT 
noflBepraTbcn HapHOHanbHbie nnpa cooTBeTCTByiOLflero 
T ocypapcTBa npn Tex x<e oöcTonTenbCTBax. 

(3) Hanorooöno>KeHHe b OTHOineHHH nocTOHHHOro 
ynpe>KfleHHn, KOTopoe HMeeT npeflnpnnTHe floroßapHBaiOLflerocn 
TocyflapcTBa b flpyroM floroBapHBatoifleMcn TocyflapcTBe, b 
3tom flpyroM TocyflapcTBe He MO>xeT öbiTb MeHee 
önaronpHBTHbiM, neM Hanorooöno>xeHHe b OTHOineHHH 
npeflnpHBTHH stoto flpyroro TocyflapcTBa, ocyiflecTBnniOLflHX 
Ty x<e flenTenbHOCTb. flaHHoe nonox<eHHe He flonxmo 
HCTonKOBbiBaTbcn xax 0ÖH3biBatOLflee floroBapHBaiOLfleecn 
TocyflapcTBO npefloCTaBnnTb pe3HfleHTaM flpyroro 
floroBapHBaiOLflerocH TocyflapcTBa He oönaraeMbie HanoroM 
cyMMbi, HanoroBbie nbTOTbi hhh ckhakh, KOTopbie oho 
npefloCTaBnneT Tonbxo cbohm pe3HfleHTaM. 

(4) B cnynanx, xorfla He noflne>xaT npnMeHeHHio nono>xeHHH 
nyHKTa 1 CTaTbH 9, nyHKTa 5 CTaTbH 1 1 hhh nyHKTa 6 CTaTbH 12 
HacToniflero CornaiiieHHn, npopeHTbi, nHpeH3H0HHbie nnaTexw 
H HHbie BbinnaTbl, KOTOpbie np0H3B0flHT npeflnpHHTHe 
floroßapHBaiOLflerocn TocyflapcTBa pe3HfleHTy flpyroro 
floroBapHBaioiflerocn TocyflapcTBa, noflnex<aT BbmeTy npn 
HCHHCneHHH HanorooönaraeMOH npnöbinH 3Toro npeflnpHHTHH 
Ha t3khx >xe ycnoBHnx, xax nnaTex<H, npeflHa3HaHeHHbie 
pe3HfleHTy nepßoro ynoMHHyToro TocyflapcTBa. 
CooTBeTCTBeHHO flonrn, KOTopbie npeflnpnnTHe 
floroBapHBaioiflerocn TocyflapcTBa HMeeT no OTHOineHHio k 
pe3HfleHTy flpyroro floroBapHBaiOLflerocH TocyflapcTBa, 
noflne>xaT BbineTy npn HCHHCneHHH HanorooönaraeMoro 
HMyiflecTBa 3Toro npeflnpHHTHH Ha Tex >xe ycnoBHnx, xax flonrn 
nepefl pe3HfleHT0M nepBoro ynoMBHyToro TocyflapcTBa. 

(5) npeflnpHHTHn floroBapHBaxxflerocn TocyflapcTBa, 

xanHTan xoTopbix nonHOCTbK5 hhh nacTHHHO, npBMO nnn 
KOCBeHHO npHHaflnex<HT pe3HfleHTy flpyroro 

floroBapHBaioiflerocn TocyflapcTBa nnn HecxonbXHM tbkhm 
nnpaM, hhh KOHTponnpyeTcn hmh, He MoryT noflBepraTbcn b 
nepBOM ynoMHHyTOM TocyflapcTBe Hanorooönox<eHHio nnn 
CBn3aHH0My c hhm 0ÖB3aTenbCTBy, HHbiM hhh öonee 
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pflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst- 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 


Artikel 24 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner- 
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel 
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem 
sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 23 Absatz 1 er- 
fasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unter- 
breiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss inner- 
halb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht ent- 
sprechenden Besteuerung führt. 


(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet 
und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung 
herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Ver- 
ständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertrags- 
staats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht entspre- 
chende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsrege- 
lung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 


(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung 
oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam dar- 
über beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden 
werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur 
Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden Bestim- 
mungen dieses Artikels unmittelbar miteinander verkehren, 
gegebenenfalls durch eine aus ihnen oder ihren Vertretern beste- 
hende gemeinsame Kommission. 


Artikel 25 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art 
und Bezeichnung, die für Rechnung eines Vertragsstaats, eines 
seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben 
werden, erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechen- 
de Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Infor- 
mationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind eben- 
so geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatlichen 
Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur 
den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und 
der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit 
der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafver- 


oöpeMeHnTenbHbiivi, neM Hanoroo6no>xeHHe nnn CBS3aHHbie c 
hum 0ÖH3aTejibCTBa, KOTopbiM nopBepraiOTCn nnn MoryT 
noflBepraTbcn aHanornHHbie npepnpnnTnn nepBoro 
ynoMHHyroro f ocypapcTBa. 

(6) HecMOTpn Ha CTaTbio 2 HacTompero CornaineHnn, 
nonoweHnn HacTonipen CTaTbn npnMeHniOTCs k HanoraM 
ntoöoro BHfla n HanMeHOBaHnn. 

CTaTbn 24 

ripoLieflypa B3anMHoro cornacoBaHnn 

(1) Ecnn nnpo CHHTaeT, hto pencTBnn floroBapnBaioiperocs 
TocyflapcTBa nnn oöonx H3 hhx npnBopnT nnn npnBepyT k 
Hanorooöno>KeHnio no OTHOweHnto k Heiviy, KOTopoe He 
cooTBeTCTByeT HacTonmeMy CornaineHnio, to oho MO>xeT, 6e3 
yipepöa pnn npaBOBbix cpepcTB 3aipnTbi, npepycMOTpeHHbx 
HapnoHanbHbiM 3aKOHopaTenbCTBOM sthx rocypapcTB, 
npeflCTaBHTb 3anBneHne no CBoeiviy peny pnn paccMOTpeHnn 
KOMneieHTHOMy opraHy Toro floroßapnBaioiperoca 
T ocypapcTBa, pe3npeHTOM KOToporo oho nBnneTcn, a b cnynae, 
ecnn ero peno nopnapaeT nop pencTBne nyHKTa 1 CTaTbn 23 
HacTonmero CornaineHnn, KOMneTeHTHOMy opraHy toto 
floroBapnBatoiperocn rocypapcTBa, HapnoHanbHbiM nnpoM 
KOToporo oho nBnneTcn. 3anBneHne no peny ponxmo öbiTb 
npeflCTaßneHO b TeneHne Tpex neT c MOMeHTa nepBoro 
yBepoMneHnn o pencTBnn, npnBepineM k Hanoroo6nox<eHnto, 
KOTopoe He cooTBeTCTByeT nonoweHnnM HacTompero 
CornameHnn. 

(2) Ecnn yxa3aHHbin KOMneTeHTHbin opraH coHTeT 
B03pa>xeHHe oöocHOBaHHbiM n caM He b cocTonHnn npnnm k 
yflOBneTBopnTenbHOMy peineHnio, to oh öypeT CTpeMnTbcn 
yperynnpoBaTb peno nyTeM cornacoBaHnn c KOMneTeHTHbiM 
opraHOM ppyroro floroBapnBaioiperocn rocypapcTBa TaxnM 
oöpa30M, HTOöbi n3öe>KaTb HanorooönoxreHnn, He 
cooTBeTCTBytoipero HacTonipeMy CornameHnio. flocTnmyToe 
nyTeM cornacoBaHnn yperynnpoßaHne ponxmo BbinonHnTbcn, 
HecMOTpa Ha cpoxn, yciaHOBneHHbie HapnoHanbHbiM 
3aK0H0paTenbCTB0M jHoroBapnBaioipHxcn r ocypapcTB. 

(3) KoMneTeHTHbie opraHbi floroBapnBaioipnxcn rocypapcTB 
öypyT CTpeMHTbcn ycTpaHHTb no B3anMHOMy cornacnio 
TpypHOCTH nnn coMHeHnn, B03HHKaioipne npn TonKOBaHnn nnn 
npnMeHeHnn HacTompero CornaineHnn. Ohh MoryT Taioxe 
KOHCynbTnpoBaTbcn o tom, xax n3Öe>xaHne pBonHoro 
HanorooönoweHnn MO>xeT ÖbiTb pocTnmyTO b cnynanx, 
KOTopbie He paccMaTpnBaiOTcn HacTonipnM CornameHneM. 

(4) KoMneTeHTHbie opraHbi floroBapnBaiOLunxcn rocypapcTB 
b pennx pocTnweHna cornacnn b cooTBeTCTBnn c 
Bbiiiien3no>KeHHbiMn nonoxreHnnMn HacTonipen CTaTbn MoryT 
BCTynaTb b HenocpepcTBeHHbie B3anMHbie KOHTaxTbi, no 
HeoöxopnMOCTn, b paMxax coBMecTHon KOMnccnn b cociaße 
ynoMHHyTbix opraHOB nnn nx npepcTaßnTenen. 

CTaTbn 25 

OöivieH HHCpopMapnen 

(1) KoMneTeHTHbie opraHbi floroBapnBaioipnxca rocypapcTB 
oÖMeHnBaiOTCn Ton nHCfiopMapnen, KOTopan HeoöxopnMa pan 
ocyipecTBneHHß HacTompero CornaineHnn nnn HapnoHanbHoro 
3aK0H0paTenbCTBa floroBapnBaioipHxca rocypapcTB b 
OTHOLueHnn HanoroB ntoöoro Bnpa nnn HanMeHOBaHnn, 
B3nMaeMbix ot nMeHn floroBapnBaioiperoca rocypapcTBa, 
OflHon n3 ero 3eMenb nnn opHoro n3 nx apMnHncTpamBHO- 
TeppnTopnanbHbix oöpa30BaHnn, ecnn TonbKO BbiTexaioipee n3 
3 toto 3aKOHopaTenbCTBa Hanorooöno>KeHne He npomBopennT 
HacTontpeMy CornaineHnio. OÖMeH nHcjtopMapnen He 
orpaHHHHBaeTca nonoxreHnnMn CTaTen 1 n 2 HacToaipero 
CornameHnn. flioöan nonyneHHan floroBapnßaiOLpnMcn 
TocypapcTBOM HHtJtopMapnn ponxma cnnTaTbcn 
KOHCf>npeHL|nanbHon Tax >xe, xax nHCjtopMapnn, nonynaeMan Ha 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 25 - 


Drucksache 15/2925 


folgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich 
der in Satz 1 genannten Steuern befasst sind. Diese Personen 
oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke 
verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen 
Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen 
legen. 


(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 

Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungs- 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfah- 
ren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen 
Ordnung widerspräche. 


Artikel 26 

Verfahrensregeln 
für die Quellenbesteuerung 

(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Dividenden, 
Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Einkünfte im 
Abzugsweg erhoben, so wird das Recht des erstgenannten 
Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem nach seinem 
innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz durch dieses Abkom- 
men nicht berührt. Die im Abzugsweg erhobene Steuer ist auf 
Antrag des Steuerpflichtigen zu erstatten, wenn und soweit sie 
durch das Abkommen ermäßigt wird oder entfällt. 


(2) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des vier- 
ten auf das Kalenderjahr der Festsetzung der Abzugsteuer auf 
die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder anderen Einkünfte 
folgenden Jahres eingereicht werden. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 wird jeder Vertragsstaat Ver- 
fahren dafür schaffen, dass Zahlungen von Einkünften, die nach 
diesem Abkommen im Quellenstaat keiner oder nur einer 
ermäßigten Steuer unterliegen, ohne oder nur mit dem Steuer- 
abzug erfolgen können, der im jeweiligen Artikel vorgesehen ist. 


(4) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
eine Bescheinigung der zuständigen Behörde über die Ansässig- 
keit im anderen Vertragsstaat verlangen. 

(5) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Ein- 
vernehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und gegebe- 
nenfalls andere Verfahren zur Durchführung der im Abkommen 
vorgesehenen Steuerermäßigungen oder -befreiungen festlegen. 


ocHOBaHnn HapuoHanbHoro 3aK0H0flaienbCTBa aioro 
rocypapcTBa, n MOx<eT öbiTb npeflociaßneHa TonbKO nnpaM 
nnn opraHawi (BKniOHan cyflbi n aflMMHMCTpaTMBHbie opraHbi), 
KOTopbie 3aHHMaiOTCB HanncneHneM nnn B3HMaHueM Hanoroß, 
npMHyflmenbHbiivi B3biCKaHueM nnn yronoBHbiM 
npecneflOBaHneM, nnöo npnHHTneM pemeHnn no B03pax<eHnHM 
n x<anoöaM b OTHOweHnn HanoroB, ynoMHHyTbix b 
npennox<eHnn nepBOM HacTomnero nyHKTa. Gin nnpa nnn 
opraHbi MoryT ncnonb30BaTb nHCjtopMapnto TonbKO b 
yKa3aHHbix pennx. Ohm MoryT pacKpbiBaTb paHHyio 
nHtJtopMapnto b xope OTKpbiTbix cyfleÖHbix 3aceflaHnn nnn b 
cyfleÖHbix peureHnnx. 

(2) l“lono>KeHnn nyHKTa 1 HacTonmen CTaTbn He flon>KHbi 
HCTonKOBbiBaTbcn xax 0ÖH3biBaiOLHHe floroBapHBatoineecn 
rocypapcTBO: 

a) npoBOflHTb b pennx npeflOCTaßneHnn nHtjtopMapnn 

aflMHHHCTpaTHBHbie Mepbi, npoTHBopeHamne 

3aKOHOflaienbCTBy nnn aflMHHHCTpaTHBHOn npaKTnxe stoto 
nnn flpyroro floroBapnBaiOLuerocH TocyflapcTBa; 

b) npefloCTaßnnTb nHcjtopMapnio, KOTopan b cooTBeTCTBnn c 
3aK0HaMn nnn nivieiomencH aflMHHHCTpaTHBHOn npaKTHKOn 
3 toto nnn npyroro JHoroBapnBatoinerocn TocynapcTBa He 
MOxreT öbiTb nonyneHa; 

c) npefloCTaBnnTb nHcjtopMapnio, KOTopan pacxpbiBana 6bi 
KaKyto-nnöo ToproByio, npoMbiwneHHyio, npeflnpnHHMaienbCKyio 
nnn npocjteccnoHanbHyio TanHy nnöo flenoByio npopenypy, 
nnn npeflOCTaßneHne KOTopon npoTHBopennno öbi 
rocynapcTBeHHOn nonnmKe (oÖLnecTBeHHOMy nopnflKy). 

CTaTbn 26 
nono>KeHMn no 

Hanoroo6no>KeHMK> y MCTOHHMKa 

(1) Ecnn b floroßapnBaioineMcn TocynapcTBe Hanorn c 

flnBnfleHflOB, npopeHTOB, nnpeH3noHHbix nnaiex<eH nnn nHbix 
flOxoflOB, nonynaeMbix pe3HfleHTOM flpyroro 

floroBapnBaiou4erocn TocyflapcTBa, B3nMaiOTCn nyieM 
yflepxoHnn, to npaBO nepßoro ynoMHHyioro rocypapcTBa Ha 
npon3BOflCTBO ynepxraHnn Hanora no CTaBKe cornacHO ero 
HapnoHanbHOMy 3aKOHOflaienbCTBy HacTonmnM CornaweHneM 
He 3aTparnBaeTcn. Hanor, B3HMaeMbin nyieM yflepxoHnn, no 
3aHBneHHK) Hanoronnaienbu^nKa noflnex<HT B03Bpaiy Torpa n 
nodonbKy, Korpa n nocKonbKy oh b cnny HacToniflero 
CornaureHnn yMeHbiwaeTcn nnöo omaflaer. 

(2) 3anßneHnn Ha HanoroBbin B03BpaT noflaiOTCH flo 
HCTeneHHH neTBepioro ropa, cneflyiomero 3a KaneHflapHbiM 
roflOM, b kotopom ydaHaBnnBaiOTcn Hanorn, ypepx<HBaeMbie y 
ndOHHnKa c flHBHfleHflOB, npopeHTOB, nnneH3noHHbix 
nnaie>Ken nnn nHbix floxofloß. 

(3) HecMOTpn Ha nonox<eHHH nyHKTa 1 HacTonmen CTaTbn, 
Ka>Kfloe floroBapnBawDu^eecn rocynapcTBO öyneT co3flaßaTb 
npopenypbi no npon3BOflCTBy BbinnaTbi noxoflOB, KOTopbie 
cornacHO HacTonifleMy CornameHnio b rocyflapcTBe-ncTOHHHKe 
noxoflOB He noflnex<aT Hanorooönox<eHHio nnn nopnexraT 
yMeHbureHHOMy Hanorooönox<eHHio, öe3 yflepx<aHnn Hanora 
nnn c yflepxoHneM nniiib Hanora, npeflycMOTpeHHOro b 
cooTBeTCTByiou^en ciaibe HacTonmero CornameHnn. 

(4) floroßapnBaioineecn rocypapcTBO, b kotopom B03HnKnn 
floxoflbi, MOx<eT noTpeöoßaTb noflTBepx<fleHnn KOMneieHTHoro 
opraHa o pe3nfleHTCTBe b flpyroM floroBapnBaioineMcn 
rocypapcTBe. 

(5) KoMneieHTHbie opraHbi no B3anMHOMy cornacnio MoryT 
yperynnpoBaTb ocyiflecTBneHne HacTonmen CTaTbn n, no 
HeoöxoflnMOCTn, ycTaHaßnnBaTb nHbie npopeflypbi no 
peann3apnn HanoroBbix CHnx^eHnn nnn ocBOÖoxrfleHnn, 
npepycMOTpeHHbix HacTOHinnM CornameHneM. 
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Artikel 27 
Anwendung des 

Abkommens in bestimmten Fällen 

Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es 
einen Vertragsstaat, seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
zur Verhinderung der Steuerumgehung oder Steuerhinterziehung 
anzuwenden. Führt die vorstehende Bestimmung zu einer Dop- 
pelbesteuerung, konsultieren die zuständigen Behörden einan- 
der nach Artikel 24 Absatz 3, wie die Doppelbesteuerung zu ver- 
meiden ist. 


Artikel 28 

Mitglieder diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen 

(1 ) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und konsularischer 
Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder aufgrund besonderer Übereinkünfte zustehen. 


(2) Ungeachtet des Artikels 4 gilt eine natürliche Person, die 
Mitglied einer diplomatischen Mission oder einer konsularischen 
Vertretung eines Vertragsstaats ist, die im anderen Vertragsstaat 
oder in einem dritten Staat gelegen ist, für die Zwecke dieses 
Abkommens als im Entsendestaat ansässig, wenn sie 


a) nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit Einkünften aus 
Quellen außerhalb dieses Staates oder mit außerhalb dieses 
Staates gelegenem Vermögen nicht steuerpflichtig ist und 


b) im Entsendestaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich der 
Steuer von ihrem gesamten Einkommen oder vom Vermögen 
unterworfen ist wie die in diesem Staat ansässigen Personen. 


Artikel 29 
Protokoll 

Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 30 
Inkrafttreten 

(1 ) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten anzu- 
wenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf 
das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen 
vom 24. November 1981 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zur Ver- 


CTaTbfl 27 

npMMeHeHkie CornaweHnn b ocoöbix criynanx 

HacTompee CornameHMe Henb3n MCTonxoBbiBaTb, öypTO oho 
npenflTCTByeT npuivieHeHuto floroßapuBaiomniviCH r ocypapcTBOM 
ero HapnoHanbHbix npaBOBbix axTOB no npepoTBpaipeHMto 
yxopa ot Hanorooöno>xeHMH nnn yxnoHeHMn ot ynna™ 
HanoroB. Ecnu npepbipyipee nono>xeHMe BepeT k pBOMHOMy 
HanorooönoxxeHnio, to KOMneieHTHbie opraHbi b cootbbtctbmm 
c nono>xeHMHMM nyHKTa 3 CTaTbu 24 HacTompero CornameHMH 
BCTynaiOT bo B3aniviHbie KOHcynbiapnn o Meropax n3öe>xaHun 
Taxoro pbomhoto HanorooönojxeHMH. 

CTaTbu 28 

CoTpyßHMKH flMnnoMaTMHecKMX npeflCTaBkiTenbCTB 
m paöoTHHKki KOHcynbCKkix ynpe>KfleHMM 

(1) riono>xeHHB HacTonipero CornameHMH He 3aiparMBaiOT 
HanoroBbix npMBnnerMki, npepocTaBnneMbix coTpypHnxaM 
flkinnoMaTMHecKHx npepcTaBMTenbCTB h paöoTHkixaivi 
KOHCynbCXMX ynpejxpeHMM b cootb6tctbmh c oölpmmm HopMaMH 
Me>xflyHapoflHoro npaßa mhm Ha ocHOBaHMM cnepManbHbix 
cornaweHMM. 

(2) HecMOTpa Ha nono>xeHMH CTaTbu 4 HacTonipero 
CornameHMH, cj}ki3MHecKoe nnpo, HBnHßipeecH coTpypHMxoM 
flkinnoMaTHHecxoro npepcTaBmenbCTBa mjim paöoTHnxoM 
xoHcynbcxoro ynpe>xpeHMH fioroBapMBaxjiperocH rocypapcTBa, 
pacnono>xeHHoro b ppyroM floroBapHBaiOLueMCH rocypapcTBe 
mhm b TpeTbeM rocypapcTBe, CHmaeTcn pe3MpeHT0M 
axxpepHTyiOLuero r ocypapcTBa, ecnu oho: 

a) cornacHO Me>xpyHapopHOMy npaßy b rocypapcTBe 
npeöbiBaHMH He nopne>xMT HanorooönojxeHMX) b OTHomeHMM 
poxopoB n3 hctomhhxob 3a npepenaMM 3Toro TocypapcTBa 
mhm HMyipecTBa, pacnonoxxeHHoro 3a npepenaMM 3Toro 
T ocypapcTBa, m 

b) b axxpepMTyiOLneM rocypapcTBe nopBepraeTCH TeM >xe 
o6n3aHHOCTBM b OTHOiueHMH Hanorooöno>xeHMH ero 
coBOxynHoro poxopa mjim MMyipecTBa, xax riMpa, 
BBJiHKDipMecB pe3MpeHTaMM 3Toro rocypapcTBa. 

CTaTbn 29 

ripOTOKOJl 

ripMnaraeMbiM ilpoTOxon HBnneTCH HeoTbeivuieMOM nacTbio 
HacTonipero CornameHMH. 

CTaTbn 30 
BcTynneHMe b cnny 

(1) HacToaipee CornameHMe nopne>xMT paTMCjjMxapMM; 
OÖMeH paTMtjjMXapMOHHblMM rpaMOTaMM COCTOMTCH B B03M0JXH0 
KOpOTXMe CpOXM. 

(2) HacTorupee CornameHMe BdynMT b CMny b peHb oÖMeHa 
paTMCjjMxapMOHHbiMM rpaMOTaMM, m ero nono>xeHMB öypyT 
npMMeHBTbcn b oöomx floroBapMBaxDipMxcH TocypapcTBax: 

a) b OTHomeHMM ypep>xMBaeMbix y MCTOHHMxa HanoroB - x 
cyMMaM, xoTopbie BbinnaHMBaiOTcn 1 HHBapn hmöo nocne 1 
HHBapn xaneHpapHoro ropa, cnepyioipero 3a ropoM, b 
kotopom CornameHMe BCTynMno b CMny; 

b) b OTHomeHMM npoHMX HanoroB - x cyMMaM HanoroB, xoTopbie 
B3MMaiOTCB 3a nepMop, HanMHan c 1 HHBapn xaneHpapHoro 
ropa, cnepyxxpero 3a ropoM, b xotopom CornameHMe 
BCTynMno b CMny. 

(3) C BCTynneHMeM HacTonipero CornameHMn b CMny 
CornameHMe OepepaTMBHoPi PecnyönMXM r epMaHMM m Cox53a 
CoBeTexMx CopManMCTMnecxMx PecnyönMx oö M3öe>xaHMM 
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meidung der Doppelbesteuerung von Einkommen und Vermögen 
im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Tadschikistan außer Kraft und ist nicht mehr anzuwen- 
den 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das neue Abkommen in 
Kraft getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
beginnend ab dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben wer- 
den, das auf das Jahr folgt, in dem das neue Abkommen in 
Kraft getreten ist. 

Artikel 31 
Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, jedoch 
kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines jeden 
Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des Inkraft- 
tretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem anderen 
Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen; in 
diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden 


a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf 
das Kündigungsjahr folgt. 


Geschehen zu Berlin am 27. März 2003 in zwei Ausfertigun- 
gen, jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


flBOMHoro HanorooönoxKeHns floxopoB n HMyipecTBa, 
noflnncam-ioe 24 Hosöps 1981 rofla, b OTHOiiieHnsx Me>Kfly 
OeflepaTMBHOPi PecnyönnKOH repMaHns n PecnyönnKOH 
Tafl>KMKMCTaH yipannßaeT cnny n nepeciaeT npnMeHSTt.es: 

a) b OTHOLueHMH yflepwnBaeMbix y ncTOHHHKa HanoroB - k 
cyMMaM, KOTopbie BbinnasMBatOTCs 1 sHBaps nnöo noene 1 
sHBaps KaneHflapHoro rofla, cneflyioiflero 3a roflOM, b 
kotopom HacTOSLLtee CornaiiieHne BCTynnno b cnny; 

b) B OTHOLUeHHM npOHHX HanOTOB - K CyMMaM HanOTOB, KOTopbie 
B3HMaiOTCs 3a nepnofl, HannHas c 1 sHBaps KaneHflapHoro 
rofla, cneflyioiflero 3a roflOM, b kotopom HacTOsiflee 
CornaiiieHne BCTynnno b cnny. 

CTaTbfl 31 

npexpaifleHne flencTBMfl 

HacTOsmee CornaiiieHne 3aKniOHaeTCs Ha HeonpefleneHHbin 
cpoK, oflHaxo xa>Kfloe n3 floroBapnBaioiflHxcs rocypapcTB 
noene ncieneHns nsm neT c pa™ BCTynneHns HacTOsmero 
CornaiiieHns b cnny MOweT fleHOHCnpoBaTb ero nyieM 
nncbMeHHOro yBeflOMneHns flpyroro floroBapnBaiOLuerocs 
rocynapcTBa no flnnnoMaTnnecKnM xaHanaM He no3flHee neM 
flo 30 niOHs nioöoro KaneHflapHoro rofla; b TaKOM cnysae 
HacTOsiflee CornaiiieHne He noflnexrnT flanbHenineMy 
npnMeHeHnio: 

a) b OTHOineHnn yflep>KHBaeMbix y ncTOHHnKa HanoroB - k 
cyMMaM, KOTopbie BbinnannBatOTCs 1 SHBaps nnöo noene 1 
sHBaps KaneHflapHoro ropa, cneflyioiflero 3a roflOM, b 
kotopom 3asBneHO o fleHOHcaunn CornaiiieHns; 

b) B OTHOLUeHHH npOHHX HanOTOB - K CyMMaM HanOTOB, KOTOpbie 
B3nMaiOTCs 3a nepnofl, HannHas c 1 sHBaps KaneHflapHoro 
ropa, cneflyioiflero 3a roflOM, b kotopom 3asBneHO o 
fleHOHcaunn CornaiiieHns. 

CoBepiiieHO b r. EepnnHe 27 MapTa 2003 ropa b flßyx 
3K3eMnnspax, Kaxrflbin Ha HeMepKOM n pyccKOM s3biKax, 
npnseM oöa TeKCTa nMeiOT OflHHaKOByio cnny. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeflepaTHBHyio PecnyönnKy TepMaHns 
Klaus Scharioth 


Für die Republik Tadschikistan 
3a PecnyönnKy Tap>KHKHCTaH 
Safaraii N adsc h m u d d i n o w 
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Protokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Tadschikistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen vom 27. März 2003 


ripoTOKon 

k CoraameHUKD Mewfly 
OeflepaTMBHOki PecnyönnKOki repiviaHMS 
m PecnyöanKOM Ta,q>KMKMCTaH 
06 M3öe>KaH mm flBOMHoro Haaorooöao>KeHMB 
b OTHOLueHnn HaiioroB Ha floxoflbi h MMymecTBO ot 27 MapTa 2003 ro,qa 


Anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Tadschikistan zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen haben die hierzu gehörig 
befugten Unterzeichneten die nachstehenden Bestimmungen 
vereinbart, die Bestandteil des Abkommens sind: 

1. Zu Artikel 7 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats durch eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat Güter oder Waren 
oder übt es dort eine Geschäftstätigkeit aus, so werden die 
Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 
vom Unternehmen hierfür erzielten Gesamtbetrags, sondern 
nur auf der Grundlage des Betrags ermittelt, der der tatsäch- 
lichen Verkaufs- oder Geschäftstätigkeit der Betriebsstätte 
zuzurechnen ist. 

b) Hat ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen Ver- 
tragsstaat, so werden im Fall von Verträgen, insbesondere 
über Entwürfe, Lieferungen, Einbau oder Bau von gewerb- 
lichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Ausrüstun- 
gen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen Aufträgen, die 
Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 
Gesamtvertragspreises, sondern nur auf der Grundlage des 
Teils des Vertrages ermittelt, der tatsächlich von der 
Betriebsstätte in dem Vertragsstaat durchgeführt wird, in 
dem die Betriebsstätte liegt. Gewinne aus der Lieferung von 
Waren an die Betriebsstätte oder Gewinne im Zusammen- 
hang mit dem Teil des Vertrages, der in dem Vertragsstaat 
durchgeführt wird, in dem der Sitz des Stammhauses des 
Unternehmens liegt, können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 


c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Studien oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer oder 
technischer Art oder für Konstruktionsverträge einschließlich 
dazugehöriger Blaupausen oder für Beratungs- oder Über- 
wachungstätigkeit gelten als Vergütungen, auf die Artikel 7 
des Abkommens anzuwenden ist. 


2. Zu den Artikeln 10 und 11 

Ungeachtet der Artikel 1 0 und 1 1 können Dividenden und Zinsen 
in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden, wenn sie 


a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung, 
einschließlich der Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter oder der Einkünfte 
aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobligationen im 


B cbs3h c noflnncaHneM CorjiaiueHMfl Me>Kfly tDepepaTHBHOM 
PecnyönnKOM repMaHna n PecnyöriMKOPi Tafl>KMKMCTaH oö 
n3Öe>KaHnu abomhoto HanorooÖJio>KeHua b OTHOmeHun HanoroB 
Ha flOXOflbl M MMymecTBO flOTI>KHblM 0Öpa30M ynOJlHOMOHeHHbie 
Ha to noflnncaBinnecH jiMpa cornacoBariM Hn>KecneflyiOLune 
nono>KeHHH, HB/iaiOLUHeca HeorbeMneMOü nacTbio CornaiueHHa: 

1. K CTaTbe 7 

a) Ecjim npeflnpMHTHe floroßapHBaiOLneroca rocyflapcTBa 
npopaeT M3fle/iMH min TOBapbi nepe3 nocToaHHoe 
ynpe>KfleHMe b flpyroM floroBapuBaiOLueMca rocyflapcTBe 
min ocymecTBnaeT b HeM KOMMepnecKyio fleaTenbHOCTb, to 
cyMMbi npHÖbuiH flaHHOro nocTOHHHOro ynpexrfleHHH 
MCHHCJiaiOTCfl He Ha ocHOBe BbipyneHHOM npeflnpHHTkieivi npn 
3TOM COBOKynHOM CyMMbi, a JlMLilb Ha OCHOBe TOM CyMMbi, 
KOTopaa MO>KeT öbiTb OTHeceHa k cfiaKTMHecKoPi npofla>KHOM 
mjim KOMMepnecKOki fleaTenbHOCTM nocTOHHHOro ynpe>KfleHMH. 

b) Ecjim npeflnpMHTMe MMeeT nocToaHHoe ynpe>KfleHMe b 
flpyroM floroBapMBaKDLueMca rocynapcTBe, to cyMMbi 
npMÖbuiM flaHHOro nocTOHHHOro ynpexrfleHMH, nojiyneHHbie 
J1MÖO B CBH3M C KOHTpaKTaMM, B H3CTH0CTM, O 
npoeKTMpoßaHMM, nocTaBKe, MOHTa?xe mjim CTpoMTenbCTBe 
npoMbiLUJieHHOro, KOMMepnecKoro mjim HaynHoro 
OÖOpyflOBaHMH MJIM OÖbeKTa, JIMÖO B CBH3M c rocyflapcT- 
BeHHblMM 3aKa3aMM, MCHMCJIHIOTCa He Ha OCHOBe 
coBOKynHoPi peHbi KOHTpaKTa, a jiMiub Ha ocHOBe ToPi nacTM 
KOHTpaKTa, KOTOpaa (JtaKTMMeCKM BbinOJIHaeTCB nOCTOHHHblM 
ynpe>KfleHMeM b tom floroBapMBaiOLneMca rocyflapcTBe, b 
KOTOpOM OHO paCnOJIO>KeHO. CyMMbi npMÖblJIM OT nOCT3BKM 
TOBapoB nocTOHHHOMy ynpe>KfleHMio mjim cyMMbi npMÖbuiM b 
CBB3M c TOpI HaCTblO KOHTpaKTa, KOTOpaH BbinOJIHHeTCH B TOM 

floroBapMBaiomeMCH rocyflapcTBe, b kotopom HaxoflMTca 
MecTOHaxo>KfleHMe jojiobhojo noflpa3flejieHMH npeflnpnaTMa, 
MoryT oÖJiaraTbca HanoroM TOJibKO b otom F ocypapcTBe. 

c) Bo3Harpa>KfleHMa 3a TexHMnecKMe ycnyrM, BKJitOHan 
aHajiMTMHecKMe pa3paöoTKM mjim npoeKTbi HaynHoro, 
reojiorMHecKoro jimöo TexHMnecKoro xapaKTepa, 3a 
KOHTpaKTbl O KOHCTpyKpMM, BKJllOHafl npMHaflTieXOLflMe K 
HMM HepTe>KM, MJIM 3a fleflTejlbHOCTb no KOHCyjIbTMpOBaHMIO 
MJIM Hafl30py (MOHMTOpMHjy) CHMT3IOTCH B03Hajpa>KfleHMHMM, 
K KOTOpbIM npMMeHHIOTCH nOJIOXKeHMH CTaTbM 7 COJJiailieHMH. 

2. K C T a T b H M 1 0 M 1 1 

HecMOTpa Ha nojioxxeHMH CTaTePi 10 m 11 CornaiueHMH, 
AMBMfleHflbi m npopeHTbi MoryT oöJiaraTbca HanoroM b 
floroBapMBaiOLLieMCH rocyflapcTBe, b kotopom ohm bo3hmkjim, b 
COOTBeTCTBMM C 3aKOHOflaTejlbCTBOM 3T0J0 TOCyflapCTBa, eCJIM 
ohm: 

a) ocHOBaHbi Ha npaßax mjim flonroBbix TpeöoBaHMax, 
npeflycMaTpMBaiOLUMx ynacTMe b npMÖbuiM, BKJnoHaa 
floxoflbi HerjiacHoro ynacTHMKa, nojiynaeMbie mm ot CBoero 
floneBoro ynacTMB b xanecTBe HerjiacHoro ynacTHMKa, 
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Sinne des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
beruhen und 


b) bei der Ermittlung der Gewinne des Schuldners der Dividen- 
den oder Zinsen abzugsfähig sind. 

3. Zu Artikel 25 

Falls nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts aufgrund dieses 

Abkommens personenbezogene Daten übermittelt werden, gel- 
ten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle 
ist nur zu dem angegebenen Zweck und nur zu den durch 
die übermittelnde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen 
zulässig. 

b) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jeweils 
innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote zu 
beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die 
nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, so 
ist dies der empfangenden Stelle unverzüglich mitzuteilen. 
Diese ist verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung solcher 
Daten vorzunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung zur Aus- 
kunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung ergibt, 
dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, 
das Interesse des Betroffenen an der Auskunftserteilung 
überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des Betroffe- 
nen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 


f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Ver- 
hältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf 
berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde Stelle 
verursacht worden ist. 

g) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende innerstaat- 
liche Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezoge- 
nen Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist 
diese Stelle die empfangende Stelle darauf hin. Unabhängig 
von diesem Recht sind die übermittelten personenbezogenen 
Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie über- 
mittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 


flOXOflbl OT KpeflMTOB (33MM0B), HapeneHHblX npaBOM Ha 
ynacTMe b npnöbmn, a Taxx<e ot oönMrapMM c npaBOM Ha 
ynacTkie b npnöbinM b noHMMaHMM HanoroBoro 
3aKOHOflaienbCTBa OepepaTMBHOM PecnyönMXM TepiviaHMH, 
M 

b) nopnexraT BbineTy npH MCHMCneHMM npnöbinM nnaTenbipMxa 
cyMM flMBHfleHflOB MJiM npopeHTOB. 

3. K CTaTbe 25 

ECJIM B COOTBeTCTBMH C HapMOHanbHbiM 3aXOHOpaTejlbCTBOM Ha 
ocHOBaHHM CornaiueHHH nepepax5Tcn CBepeHMM, xacatoipMecM 
cj)M3MHecKMx JIH 14 , to c yneTOM npaBOBbix axTOB xaxrporo 
floroBapMBaxjLperoca r ocypapcTBa pononHMTenbHO pePicTByiOT 
cnepytoipMe nono>xeHMM. 

a) Mcnonb30BaHne CBepeHMM npHHmviatoinMM ynpex<peHMeM 
ponycxaeTCM Tonbxo b yxa3aHHbix penMX m TO/ibxo b 
COOTBeTCTBMH c ycjiOBMHMM, npepycMOTpeHHbiMM nepepaioipMM 
ynpe>xfleHMeM. 

b) npMHMMatoipee ynpex<peHMe ct3bmt b M3BecTHOCTb 
nepepaBinee CBepeHMM ynpe>xpeHMe no ero npocböe 06 
Mcnojib30BaHMM nepepaHHbix CBepeHMM m nonyneHHbix c mx 
noMOLpbio pe3ynbTaTax. 

c) CBepeHMM, XaeaXDLUMeCH C|5M3MHeCXMX TIM 14 , MOryT ÖblTb 
nepepaHbi Tonbxo b xoMneTeHTHbie ynpe>xpeHMH. 1/Ix 
nocnepyioipaH nepepana ppyrMM ynpex<peHMHM MOxreT 
npoMCxopMTb Tonbxo c npepßapMTenbHoro cornacMM 
nepepaxxpero yHpexrpeHMn. 

d) nepepaioipee ynpex<peHMe oön3aHO cnepMTb 3a 
pocTOBepHOCTbKj nepepaBaeMbix CBepeHMM, a Taxx<e 3a mx 
HeOÖXOflMMOCTblO M apeXBaTHOCTblO penMM, XOTOpbie 
npecnepyx5Tcn nepepanePi CBepeHMM. ripM stom cnepyeT 
yHMTbißaTb peMCTByxDipMe b paMxax HapMOHanbHoro 
3axoHopaTenbCTBa 3anpeTbi Ha nepepany CBepeHMM. Ecjim 
oxa3biBaeTca, hto öbuiM nepepaHbi HepocTOBepHbie 
CBepeHMM mtim CBepeHMM, He nopnexraBLUMe nepepane, to 06 
3T0M HeOÖXOpMMO He3aMepTIMTeTlbHO M3BeCTMTb 
npMHMMatoipee ynpe>xpeHMe. Oho 0ÖM3aH0 npoM3BopMTb mx 
McnpaB/ieHMe mtim yHMHTOxreHMe. 

e) no 3aHBneHMio 3aMHTepecoBaHHoro nnpa eiviy BbipaeTCM 
cnpaßxa o nepepane xacaxDipMxcM ero CBepeHMM, a Taxxre o 
npepnonaraeMbix penMX mx Mcnonb30BaHMM. Bbipana 
cnpaBXM He MBnaeTCM 0ÖM3aTenbH0M, ecnn aHanM3 
noxa3bißaeT, hto rocypapcTBeHHaa 3aMHTepecoBaHHOCTb 
0Txa3biB3Tb b Bbipane cnpaBXM npeBanMpyeT Hap 
3aMHTepecoBaHHOCTbK) ynoMMHyToro nnpa b ee nonyneHMM. 
B ocTanbHOM npaßa 3 aMHTepecoBaHHoro nnpa Ha 
nonyneHMe cnpaBXM 06 MMeioipMxcM o HeM CBepeHMMx 
perynMpyxDTCM HapMOHanbHbiM 3axoHopaTenbCTBOM toto 
floroBapMBaxjLperocM TocypapcTBa, Ha TeppMTopMM 
xoToporo 3anpaujMBaeTCM cnpaßxa. 

f) Ectim xoMy-nMÖo npoTMBOnpaBHO npMHMHMeTCM yipepö 
BcnepcTBMe nepepann CBepeHMM b paMxax oÖMeHa 
MHejropMapMeM no CornaweHMio, OTBeTCTBeHHOCTb nepep 
hmm b 3tom CBM3M HeceT npMHMMatoipee ynpe>xpeHMe b 
COOTB eTCTBMH C eTO HapMOHanbHbiM 3aXOHOpaTenbCTBOM. 
Oho He MOxreT b OTHOineHMM noHecinero yipepö nnpa 
ccbinaTbcn b onpaßpaHMe Ha to, hto yipepö öbin npMHMHeH 
nepepaioipMM CBepeHMM ynpe>xpeHMeM. 

g) Ecjim HapnoHanbHoe 3axoHopaTenbCTBO, b paMxax 
xoToporo pePicTByeT nepepaioipee ynpexrpeHMe, 
npepycMaTpMBaeT b OTHOineHMM nepepaHHbix CBepeHMM, 
xacaioipMxcM cf>M3MHecxMx nnp, ocoöbie npaBMna 
yHMHTO>xeHMM, to nepepax)ipee ynpe>xpeHMe yxa3biBaeT Ha 
3 to npMHMMaiOLpeMy ynpe>xpeHMio. He3aBMCMM0 ot ototo 
3axoHopaTenbCTBa, nepepaHHbie CBepeHMM, xacatoipnecM 
c|DM3MHecxMX MMp, nopnexraT yHMHTO>xeHMto, ecnn ohm 
öonbiue He TpeöyiOTCM pnM penen, pnM xoTopbix ohm öbinn 
nepepaHbi. 
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h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge- 
nen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam 
gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 


h) IlepeflaiOLnee m npuHuiviaiOLuee ynpe>KfleHMH o6s3aHbi 

flOKyMeHTa/ibHO 3aperncTpupoBaTb nepepany h nonyneHue 
CBepeHMÜ, KacaioinHxca 4 du3hhsckmx 

i) Ilepeflaiomee n npMHMiviaiOLnee ynpe>KfleHMH o6a3aHbi 
fleücTBeHHO oxpaHBTb nepeflaHHbie b OTHOiueHMM 
tf)n3HHecKMX nnp CBefleHMB ot flOCTyna k hmm, hx M3MeHeHns 
m pa3maujeHns nupaiviH, He HMeioipHMM Ha to npaBO. 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Das in Berlin am 27. März 2003 Unterzeichnete Abkom- 
men zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Tadschikistan zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung löst das alte, noch mit der ehemaligen 
Sowjetunion abgeschlossene und im Verhältnis zur Repu- 
blik Tadschikistan weiter geltende Abkommen vom 
24. November 1981 (BGBl. 1983 II S. 2) ab. Dieses 
Abkommen ist durch die in der Republik Tadschikistan 
eingetretenen politischen, wirtschaftlichen und steuer- 
rechtlichen Entwicklungen überholt und muss deshalb 
durch einen modernen und den Anforderungen der 
gegenwärtigen Verhältnisse besser angepassten Vertrag 
ersetzt werden. Das Abkommen entspricht weitgehend 
dem OECD-Musterabkommen. Hierdurch trägt es zur 
Vereinheitlichung auf diesem Gebiet bei. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Dem OECD-Musterabkommen von 2000 folgend, regeln 
die Artikel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Abkommens 
sowie die für dessen Anwendung notwendigen allgemei- 
nen Begriffsbestimmungen. Die Artikel 6 bis 21 weisen 
dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat Besteuerungsrech- 
te für die einzelnen Einkunftsarten und für das Vermögen 
zu. Artikel 22 enthält die Vorschriften zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung durch den Ansässigkeitsstaat für die 
Einkünfte und Vermögenswerte, die der Quellen- bzw. 
Belegenheitsstaat besteuern darf. Die Artikel 23 bis 31 
regeln den Schutz vor Diskriminierung, die zur Durch- 
führung des Abkommens notwendige Zusammenarbeit 
der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten und das Außerkraft- 
treten des Abkommens sowie andere Fragen. Das Proto- 
koll ergänzt das Abkommen um einige klarstellende 
Bestimmungen sowie um die Klauseln zum Schutz perso- 
nenbezogener Daten. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungs- 
bereich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 
besonderer Bedeutung sind. Absatz 2 enthält die übli- 
che Regel, dass im Abkommen nicht bestimmte Begriffe 
entsprechend dem nationalen Steuerrecht des das 
Abkommen anwendenden Vertragsstaats auszulegen 
sind, wenn der Abkommenszusammenhang keine andere 
Auslegung erfordert. 


Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Geltungs- 
bereich des Abkommens und für die Abgrenzung der 
Besteuerungsrechte maßgeblichen Begriff der Ansässig- 
keit. Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich an das 
innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten angeknüpft. 
In den Fällen der Doppelansässigkeit regeln die Ab- 
sätze 2 und 3 nach bestimmten Merkmalen, welcher 
der beiden Staaten für die Abkommensanwendung als 
Ansässigkeitsstaat gilt. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, der 
die Grundlage der Besteuerung gewerblicher Einkünfte 
bildet. 

In Absatz 1 wird der Ausdruck „Betriebsstätte“ allge- 
mein umschrieben. Eine nicht abschließende Aufzählung 
von typischen Beispielen enthält Absatz 2. Bauaus- 
führungen und Montagen gelten nach Absatz 3 nur 
dann als Betriebsstätten, wenn ihre Dauer zwölf Monate 
überschreitet. Absatz 4 enthält einen Ausnahmenkata- 
log zum Begriff der Betriebsstätte. Die Absätze 5, 6 
und 7 enthalten weitere dem OECD-Musterabkommen 
nachgebildete Abgrenzungsvorschriften zum abhängigen 
und unabhängigen Vertreter sowie zur Eigenständigkeit 
von verbundenen Gesellschaften. 

Zu Artikel 6 

Die Absätze 1 und 3 bestimmen, dass Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen oder der Nutzung von un- 
beweglichem Vermögen im Belegenheitsstaat besteuert 
werden können. Das gilt nach Absatz 4 auch für 
Betriebsgrundstücke. Absatz 2 enthält die Definition 
des Begriffs „unbewegliches Vermögen“. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der gewerblichen 
Gewinne. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach 
darf ein Vertragsstaat die gewerblichen Einkünfte von 
Unternehmen mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur 
insoweit besteuern, als der Gewinn einer in seinem 
Gebiet gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen ist. Die 
Absätze 2 bis 6 enthalten Ermittlungs- und Zurech- 
nungsvorschriften für Betriebsstättengewinne. Nummer 1 
Buchstabe a und b des Protokolls zum Abkommen ent- 
hält hierzu klarstellende und ergänzende Regelungen wie 
das Verbot der Liefergewinnbesteuerung. Absatz 7 
regelt das Besteuerungsrecht bei Einkünften aus der 
Beteiligung an einer Personengesellschaft. Absatz 8 
bestimmt das Verhältnis der Betriebsstättenbesteuerung 
zu den übrigen durch das Abkommen geregelten Ein- 
kunftsarten. Zur Abgrenzung von Unternehmensgewin- 
nen und Lizenzgebühren wurde in Nummer 1 Buchstabe c 
des Protokolls zum Abkommen eine klarstellende Rege- 
lung getroffen. 
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Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, dass Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr sowie aus dem Betrieb von Schiffen der Binnen- 
schifffahrt abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur in 
dem Staat besteuert werden dürfen, in dem sich der Ort 
der Geschäftsleitung des Unternehmens befindet, das die 
Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibt. Absatz 3 stellt klar, 
dass auch Einkünfte aus der Vercharterung von leeren 
Seeschiffen und Luftfahrzeugen sowie aus der Nutzung 
oder Vermietung von Containern zu den Einkünften im 
Sinne dieses Artikels gehören können. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt klar, dass das Abkommen einer 
Berichtigung von Gewinnverlagerungen zwischen ver- 
bundenen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividenden- 
ausschüttungen im Wohnsitzstaat des Anteilseigners 
besteuert werden dürfen. 

Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben. Diese Steuer darf jedoch 5 v. H. des 
Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen, wenn 
der nutzungsberechtigte Empfänger eine Gesellschaft ist, 
die mindestens 10 v. H. der Anteile an der ausschütten- 
den Gesellschaft hält (Schachtelbeteiligung). In den übri- 
gen Fällen darf die Quellensteuer grundsätzlich 15 v. H. 
des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. Die 
Quellenbesteuerung ist nach Nummer 2 des Protokolls 
zum Abkommen jedoch nicht begrenzt, soweit die Zah- 
lungen auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteili- 
gung beruhen (insbesondere Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters) und sich bei der Gewinnermittlung des 
Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Absatz 3 bestimmt den Begriff der Dividenden im Ein- 
zelnen. Die Absätze 4 und 5 enthalten den Betriebs- 
stättenvorbehalt und ergänzende Bestimmungen zur 
Abgrenzung des Besteuerungsrechts, die auch im OECD- 
Musterabkommen vorgesehen sind. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist dem Wohnsitzstaat des Gläubigers der 
Zinsen das ausschließliche Besteuerungsrecht zu. Die 
Absätze 2 bis 5 enthalten die Definition des Zins- 
begriffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vorschrift zur 
Vermeidung einer ungerechtfertigten Inanspruchnahme 
von Abkommensvorteilen bei der Zinsbesteuerung und 
andere ergänzende Bestimmungen, die dem OECD- 
Musterabkommen entsprechen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebühren. 

Absatz 1 bestimmt, dass Lizenzgebühren im Wohnsitz- 
staat des Gläubigers besteuert werden dürfen. Nach 
Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat eine 
Steuer erheben, die jedoch auf 5 v. H. des Bruttobetrags 
der Lizenzgebühren begrenzt ist. Die Absätze 3 bis 6 
enthalten die Definition der Lizenzgebühren, den 


Betriebsstättenvorbehalt, eine Missbrauchsvermeidungs- 
vorschrift und andere dem OECD-Musterabkommen ent- 
nommene, ergänzende Bestimmungen. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. 

Nach Absatz 5 ist das Besteuerungsrecht für Veräuße- 
rungsgewinne grundsätzlich allein dem Wohnsitzstaat 
Vorbehalten. 

Der Quellenstaat hat jedoch nach den Absätzen 1 
bis 3 ebenfalls ein Besteuerungsrecht für Gewinne aus 
der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von 
Aktien an Gesellschaften mit überwiegendem Grund- 
besitz in diesem Staat und von beweglichem Betriebs- 
stättenvermögen. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr 
betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt 
dienen, und von beweglichem Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat nach 
Absatz 4 ausschließlich der Staat das Besteuerungs- 
recht, in dem sich der Ort der Geschäftsleitung des Unter- 
nehmens befindet. 

Absatz 6 enthält eine Regelung zur Wegzugsbesteue- 
rung. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus unselbständiger Tätigkeit. 

Grundsätzlich hat nach Absatz 1 der Staat das 
Besteuerungsrecht, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. 
Werden jedoch Arbeitnehmer inländischer Unternehmen 
nur vorübergehend im anderen Vertragsstaat tätig, so 
wird dieser Grundsatz durch Absatz 2 unter bestimm- 
ten Voraussetzungen zugunsten des Wohnsitzstaats ein- 
geschränkt. Bei gewerblicher Arbeitnehmerüberlassung 
steht nach Absatz 3 jedoch stets dem Tätigkeitsstaat 
das Besteuerungsrecht zu. Das Bordpersonal von See- 
schiffen und Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
sowie von Schiffen im Binnenverkehr kann nach 
Absatz 4 in dem Staat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der Geschäftsleitung des die Schiffe oder Luft- 
fahrzeuge betreibenden Unternehmens befindet. 

Zu Artikel 15 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, in 
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 16 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung von 
Künstlern und Sportlern. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler stets im 
Tätigkeitsstaat besteuert werden. Dies gilt nach Ab- 
satz 2 auch, wenn die Einkünfte dem Künstler oder 
Sportler nicht unmittelbar selbst zufließen. Das Besteue- 
rungsrecht geht nach Absatz 3 auf den Wohnsitzstaat 
über, wenn der Aufenthalt des Künstlers oder Sportlers im 
anderen Staat ganz oder überwiegend durch den Wohn- 
sitzstaat oder eine dortige, als gemeinnützig anerkannte 
Einrichtung finanziert wird. 
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Zu Artikel 17 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehältern 
und ähnlichen Vergütungen sowie Renten. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht für diese Zah- 
lungen - mit Ausnahme der Pensionen aus öffentlichen 
Kassen - grundsätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Bei Bezü- 
gen aus der gesetzlichen Sozialversicherung hat nach 
Absatz 2 jedoch der Kassenstaat das alleinige Besteue- 
rungsrecht. Nach Absatz 3 gilt das Kassenstaatsprinzip 
auch für Kriegsrenten, Wiedergutmachungsleistungen 
und ähnliche Zahlungen. Absatz 4 enthält eine Defini- 
tion des Begriffs „Rente“. Bei Unterhaltszahlungen an 
einen im anderen Staat ansässigen Empfänger wird 
das Besteuerungsrecht des Empfängerstaates nach 
Absatz 5 grundsätzlich ausgeschlossen. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Vergütungen 
aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassenstaat 
diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, wenn 
die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. Das 
Besteuerungsrecht geht auf den Tätigkeitsstaat über, 
wenn der Vergütungsempfänger im Tätigkeitsstaat nicht 
ausschließlich deshalb ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten oder ein Staatsangehöriger dieses 
Staates ist. Entsprechendes gilt nach Absatz 2 für 
Ruhegehälter im öffentlichen Dienst. 

Absatz 3 enthält die Klarstellung, dass für Vergütungen 
aus unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit 
gewerblicher Tätigkeit eines Vertragsstaats die allgemei- 
nen Regeln des Abkommens gelten. 

Nach den Absätzen 4 und 5 gilt das Kassenstaats- 
prinzip auch für Vergütungen an entsandtes Personal im 
Rahmen von staatlichen Entwicklungshilfeprogrammen 
und für Vergütungen an Mitarbeiter des Goethe-Instituts 
Inter Nationes und des Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienstes. 

Zu Artikel 19 

Nach den Absätzen 1 und 2 dürfen zur Förderung 
des Austauschs von Lehrkräften, Studenten und Auszu- 
bildenden (einschließlich Praktikanten) Zahlungen aus 
ausländischen Quellen an diesen Personenkreis im Gast- 
staat unter bestimmten Bedingungen nicht besteuert wer- 
den; für Lehrende gilt diese Bestimmung nur für einen 
Aufenthalt von höchstens zwei Jahren. 

Zu Artikel 20 

Nach Absatz 1 können alle nicht ausdrücklich im Ab- 
kommen genannten Einkünfte nur im Ansässigkeitsstaat 
besteuert werden. Das gilt nach Absatz 2 dieses Arti- 
kels jedoch nicht, wenn die Einkünfte einer im anderen 
Staat belegenen Betriebsstätte zuzuordnen sind (Be- 
triebsstättenvorbehalt). 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat grundsätzlich nur der Wohnsitzstaat 
das Besteuerungsrecht. Unbewegliches Vermögen und 
Vermögen, das zu einer Betriebsstätte gehört, kann 


abweichend von diesem Grundsatz nach den Absät- 
zen 1 und 2 durch den Belegenheitsstaat besteuert 
werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr, 
Schiffe, die der Binnenschifffahrt dienen sowie das ihrem 
Betrieb dienende bewegliche Vermögen dürfen nach 
Absatz 3 nur in dem Staat besteuert werden, in dem 
sich der Ort der Geschäftsleitung des die Schiffe oder 
Luftfahrzeuge betreibenden Unternehmens befindet. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögenswerten 
behebt, die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Bele- 
genheitsstaat besteuert werden können. 

Tadschikistan behebt nach Absatz 1 die Doppelbe- 
steuerung durch Steueranrechnung. 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel- 
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wie z. B. 
bei Einkünften aus einer Betriebsstätte in der Republik 
Tadschikistan und bei Dividendenausschüttungen einer in 
der Republik Tadschikistan ansässigen Gesellschaft bei 
einer Mindestbeteiligung von 10 v. H., nach Absatz 2 
Buchstabe a durch Freistellung. Die Freistellung erfolgt 
nach Absatz 2 Buchstabe d unter Progressionsvorbehalt. 

Entsprechendes gilt für die (derzeit nicht zu erhebende) 
Vermögensteuer. 

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 2 Buchstabe a von 
der deutschen Steuer freigestellt werden, wird die Dop- 
pelbesteuerung nach Absatz 2 Buchstabe b durch 
Anrechnung der tadschikischen Steuer auf die deutsche 
Steuer beseitigt. Dies gilt insbesondere für Dividenden- 
bezüge aus im Streubesitz gehaltenen Anteilen, Lizenz- 
gebühren, Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütun- 
gen sowie für Einkünfte von Künstlern und Sportlern. 

Absatz 2 Buchstabe c sieht statt der Freistellungsmethode 
nach Buchstabe a die Anrechnungsmethode nach Buch- 
stabe b vor, wenn die Einkünfte nicht aus aktiver 
Tätigkeit stammen. Darüber hinaus ist nach Absatz 2 
Buchstabe e im Interesse der Vermeidung einer doppel- 
ten Steuerbefreiung oder einer sonstigen ungerechtfertig- 
ten Inanspruchnahme des Abkommens ein Wechsel von 
der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode möglich. 
Dies entspricht der deutschen Abkommenspolitik. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen verhin- 
dern. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel sieht vor, dass sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und Aus- 
legungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegenseiti- 
gem Einvernehmen beseitigen. Hierzu können die zustän- 
digen Behörden unmittelbar miteinander verkehren. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten entspre- 
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chend dem OECD-Musterabkommen. Nummer 3 des 
Protokolls zum Abkommen enthält einige zusätzliche Vor- 
schriften zum Schutz von personenbezogenen Daten 
(Datenschutzklausel). 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel enthält die verfahrensmäßigen Regelungen 
zur Umsetzung der im Abkommen vorgesehenen Steuer- 
ermäßigungen bzw. -befreiungen. Unter anderem sind 
innerstaatlich Verfahren zur Freistellung oder Erstattung 
bei Quellensteuem vorzusehen. Die Antragsfrist zur 
Erstattung von Abzugsteuern wird auf vier Jahre nach 
dem Ende des Jahres der Festsetzung der Abzugsteuer 
festgelegt. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt die Anwendung des Abkommens in 
bestimmten Fällen. 

Satz 1 stellt klar, dass die Vertragsstaaten ihre innerstaat- 
lichen Missbrauchsvorschriften gegen Steuerumgehung 
und Steuerhinterziehung anwenden können. Satz 2 stellt 
klar, dass in Fällen einer dadurch verursachten doppelten 
Besteuerung das Verständigungsverfahren zur Anwen- 
dung kommt. 


Zu Artikel 28 

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens 
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel weist auf das zum Abkommen zugehörige 
Protokoll hin. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten 
des Abkommens. Pliernach tritt das Abkommen am Tag 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
wird ab dem 1 . Januar des darauf folgenden Jahres anzu- 
wenden sein. Mit Inkrafttreten des neuen Abkommens tritt 
das alte, noch mit der ehemaligen Sowjetunion abge- 
schlossene Abkommen vom 24. November 1981 im Ver- 
hältnis zur Republik Tadschikistan außer Kraft und wird 
ab dem 1 . Januar des darauf folgenden Jahres nicht mehr 
anzuwenden sein. 

Zu Artikel 31 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 




Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 



